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Zusammenarbeit der Vermessungs- und
Katasterverwaltung (VuKV) mit der Justizverwaltung
(Grundbuch) im Bereich ALB und SOLUM

Von Reinhard DIECK und Dr. Hartmut SELLGE
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0 Vorbemerkungen

Spätestens seit dem Aufsatz von Rolf

Ueberh olz ,,Aspekte der technischen Entwick-

lung des Automatisierten Liegenschaftsbuchs
(ALB) - Rückblick, Standortbestimmung und

weiterentwicklungstendenzen - Heft t 11993

der Nachrichten der Niedersächsischen VuKV,

ist die ,,Zielrichtung" der VuKV hinsichtlich
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der Zusammenarbeit beider Verwaltungen all-
gemein bekannt.

Dieser Aufsatz ist eine Momentaufnahme
zu den Bemühungen der VuKV, die Zusam-

menarbeit mit den Amtsgerichten (Grundbuch-

ämtern) von manuellen Tätigkeiten zu entla-
sten.

Um die im Rahmen der Vorgaben der nie-
dersächsischen Verwaltungsreform geforder-
ten Einsparmaßnahmen erbringen zu können,
ist es dringend geboten, Verwaltungsabläufe
und Verfahren wirtschaftlicher zu gestalten.
Nachfolgend wird das Konzept von 1993 und
seine bisherige Umsetzung analysiert.

1 Herkömmliche Zusammenarbeit

1 .1 Historie

Bereits in den TOerJahren haben die Justiz-
verwaltung und die Arbeitsgemeinschaft der
Vermessungsverwaltungen der Länder der Bun-

desrepublik Deutschland (AdV) in einem abge-

stim mten Projekt ,, G ru n dstücksdaten ba n k "

versucht, die beiden Register (Grundbuch und

Liegenschaftsbuch) zu automatisieren und

dabei auch eine automatisierte Zusammenar-

beit zu erreichen. Die für dieses Projekt not-

wendige digitale Erfassung des Grundbuch-
inhalts ist 1983 an der ablehnenden Entschei-

dung des Bayerischen Landesrechnungshofes
gescheitert. Daraufhin ist nur der Katasterteil
in den Bundesländern eingeführtworden (Nie-

dersachsen und weitere neun Länder setzen

einheitlich das Automatisierte Liegenschafts-

buch ALB ein; Bayern, Sachsen, Thüringen,
Hessen, Saarland und Hamburg, dagegen dem

ALB ähnliche Verfahren). In Niedersachsen liegt

das ALB flächendeckend seit 1984 vor. Zur

gegenseitigen Fortführung von Grundbuch und



Liegenschaftsbuch ist ein auf ,Papieraus-
ta usch " basierendes M itte i I u n gsverfa h ren ver-
einbart worden.

D ie n iedersächsische J ustizverwa ltu ng setzt
seit 1985 in den Grundbuchämtern das
Eintragungsverfahren SOLUM bei rd. 50 von
80 Grundbuchämtern ein. Hierbei handelt es

sich um ein automationsgestütztes Verfahren
für die Grundbucheintragung, ohne Daten-
ha ltu ng (das Textvera rbeitu ngsprog ra m m H lT

dient als Basis). Das Mitteilungsverfahren ist
im G rundsatz unverändert geblieben.

Bereits 1987 hat das N iedersächsische
Justizministerium (MJ) im Rahmen der Auf-
gabenkritik zum Problem des manuellen
Mitteilungsverfahrens (zutreffend zur heuti-
gen Situation) Stellung genommen.

Zitat aus der damaligen Stellungnahme
des MJ:

,,Dämit wird das Grundbuch auf absehba-
re Zeit weiterhin in Papierform geführt. Auf
das aufwendige Mitteilungsverfahren kann
nicht verzichtet werden. Auszuschließen ist
jedoch nicht, daß das zunächst für das
Eintragungsverfahren im Grundbuch konzi-
pierte Verfahren SOLUM (Einführungszeit bei
allen nieders. Amtsgerichten 10 Jahre) zum
Computergrundbuch weiterentwickelt oder
zu m i ndest das M ittei I u ngsverfa h ren zwischen
Grundbuchamt und Katasteramt per Da-
tenträgera usta usch gesta ltet wird. "

1.2 Mitteilungsverfahren

Die Zusammenarbeit ist seit !angem durch
Rechts- u n d Verwa ltu n gsvo rsch rifte n g ereg e lt.
Zum einen durch das NVermKatG., zum ande-
ren durch die AV des MJ vom 01.11.1983 zur
Einhaltung der Übereinstimmung zwischen
Grundbuch und Liegenschaftskataster.

Danach werden ' Veränderungen im
Liegenschaftskataster mit Auswirkungen auf
das Bestandsverzeichnis des Grundbuchs in
Papierform anhand der Fortführungsmit-
teilung an das Grundbuchamt mitgeteilt. Dar-
über hinaus erhält es für die betroffenen Be-
stände Bestandsübersichten für das Mittei-
lungsverfahren. Bei dem sogenannten,,Origi-

nalverfahren" werden Veränderungen des
Grundbuchs unmittelbar in den,,originalen"
Bestandsübersichten gekennzeichnet und an
die Katasterämter zur Fortführung des ALB

übermittelt.
Das Mitteilungsverfahren hat sich durch

die Einfuhrung des ADv-Verfahrens SOLUM

bei den Grundbuchämtern nicht geändert.
Die Mehrzahl der auf SOLUM umgestellten
Grundbuchämter verwenden seitdem die
Veränderungsmitteilung in Form der Bestands-

übersicht mit angehefteter, aus SOLUM er-
zeugter, Eintragungsnachricht.

Zur Zeilführt dies bei den Katasterämtern
zu Mehrarbeit, da der Fortführungsbeleg für
die Eingabe in das ALB aus zwei Unterlagen
erstellt werden muß. Diese vorübergehende
Mehrarbeit wird von der VuKV bis zur Ent-
wicktuhg eines automatisierten Mitteilungs-
verfa h rens toleriert.

1 .3 Suchverzeichnisse

Seit Anfang 1989 erhalten die Geschäfts-
stellen der Grundbuchämter aus dem ALB als

Suchhilfen Namens-, Flurstücks- und Hausnum-
mernverzeichnisse auf Mikrofiche mit monat-
I icher oder vi erteljä h rl icher Aktua I isieru ng. D ie
Grundbuchämter sind mit entsprechenden
Lesegeräten ausgestattet worden.

Durch diese Maßnahme sparen die Grund-
buchämter die eigenständige Führung der
Eigentümerkartei, die bis dahin als Suchver-
zeichnis eingesetzt worden ist.

ln der VuKV ist nur das zusätzliche Dupli-
zieren der Mikrofiche erforderlich, da sie oh-
nehin für die interne Nutzung im Katasteramt
und für die Kommunen regelmäßig erstellt
werden.

1.4 Bewertung

Das praktizierte Verfahren der Zusarnmen-
arbeit ist durch mehrere Medienbrüche und
doppelte Führung von Unterlagen gekenn-
zeichnet:



Liegenschaftskatasteri nformationen wer-
den automatisiert gefuhrt, aber als Papier-
auszug an das Grundbuchamt abgegeben;
Papiera uszü ge des Liegenschaftskatasters
werden in die Grundakten übernommen,
obwohl sie per Datenleitung jederzeit ab-
ruf bereit sind;
Angaben des Liegenschaftskatasters wer-
den im Eintragungsverfahren des Grund-
buchs aus Papierauszügen erfaßt, obwohl
sie als Datensatz zur Verfügung gestellt
werden können;
Grundbuchangaben werden in einem Text-
vera rbeitu ngssystem erfa ßt, a ber der Vu KV

nur als Papierauszug zur Verfugung ge-
stellt;
die mit dem Papierauszug übermittelten
Daten werden von der VuKV erneut er-
faßt, um sie automatisiert führen zu kön-
nen;
Suchverzeichnisse der automatisiert ge-
führten Daten werden der Grundbuch-
verwaltung auf Mikrofiche zur Verfugung
gestellt, obwohl diese Daten per Daten-
leitung jede rzeit abruf bereit sind.

Dieses Verfahren erfordert einen umfangrei-
chen Personaleinsatz. Die VuKV setzt durch-
schnittlich 50 Personen/Jahr fur die Erfassung

der vom Grundbuchamt veranlaßten Fort-
führungen des ALB ein, die in SOLUM bereits
einmal erfaßt worden sind, der VuKV aber nur
als Papierauszug übermittelt werden.

Bei den Grundbuchämtern ist Personal in

gleicher Größenordnung damit beschäftigt,
Fortf ührungen zu erf assen und Bestandsüber-

sichten in die Grundakten zuübernehmen, die

von der VuKV oder Dritte veranlaßt worden
sind.

Daher ist zu prüfen, ob durch konsequente
automatisierte Datenübermittlung eine wirt-
schaftlichere Aufgabenerledigung zu errei-
chen wäre.

2 Automatisierte Zusammenarbeit

Als Grundlage für eine kunftige weitge-
hend automatisierte Datenübermittlung zwi-
schen Grundbuchverwaltung und VUKV hat
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eine Arbeitsgruppe des Niedersächsischen ln-
nenministeriums (M!) und des MJ in den Jah-

ren 1993194 ein Stufenkonzept zur Ablösung
des auf umfangreichem Papieraustausch ba-
sierendeh,, Ori g i na lverfa h rens " era rbeitet. Das

Konzept sieht vor, daß die bereits beim Grund-
buchamt mit SOLUM und die bei der VUKV im
ALB erzeugten Arbeitsergebnisse ohne zu-
sätzlichen manuel len Arbeitsaufwand gegen-
seitig genutzt werden können. Die künftige
Zusammenarbeit soll im Rahmen des fol-
genden Stufenmodells realisiert werden:

Einsatz des ALB-Abrufverfahrens Liegen-
schaftsbuchbenutzung (LBBENZ) bei den
Grundbuchämtern;
Datenübermittlung nach grundbuchlichen
Eintragungen;
Datenübermittlung nach katasterlichen
Fortführungen.

2.1 Einsatzdes ALB-Abrufverfahrens Liegen-
schaftsbuchbenutzung (LBBENZ) bei den
Grundbuchämtern

2.1 .1 Verfahren
Die Grundbuchämter nutzen die Daten

des ALB im Direktabrufverfahren. Papieraus-
züge, die bis dahin den Grundbuchämtern
von der VuKV zuliefern sind, können dadurch
entfallen.

lm August 1992 ist in einem Pilotprojekt
beim Amtsgericht Gifhorn (Grundbuchamt)
erstmals die Möglichkeit geschaffen worden,
die ALB-Daten mit LBBENZ direkt abzurufen
und zu nutzen. !m März 1994 erklärte das MJ

den erfolgreichen Abschluß des Pilotprojekts
mit der Absicht, LBBENZ landesweit bei allen
G rundbuchämtern einzusetzen.

2.1.2 Einführung des Verfahrens
Neben Gifhorn (1992) und Celle (1993)

sind bis Ende 1996 bereits 20 Grundbuchämter
mit LBBENZ ausgestattet worden. Flächendek-
kend sollen die Amtsgerichte in zwei Schritten
angeschlossen werden:

Die noch auf das SOLUM-Verfahren umzu-
stel lenden G rund buchämter erha lten zeit-
gleich auch den LBBENZ-Anschluß (laut



luK-Gesamtplan 1 994-1998 waren von den
80 Grundbuchämtern bereits 55 mit SOLUM
ausgestattet, jährlich sollen etwa 8 weite-
re folgen);
die bereits auf SOLUM umgestellten Grund-
buchämter erhalten sukzessive den An-
schluß an LBBENZ.

Die Standorte der 80 Grundbuchämter müs-
sen, wie bereits für die Katasterämter seit
Jahren geschehen, in das Datenfernüber-
tragungsnetz integriert werden. Dieser An-
schluß ist zur Zeit jedoch kostenhalber nicht
gesichert. Das gilt vor allem für die Orte, in
denen keine weiteren Dienststellen des Lan-
des bestehen.

2.1 .3 Bewertung
Mit der Entscheidung, LBBENZ Iandesweit

einzusetzen, verzichtet das MJ für die Grund-
buchämter auf die Führung eines Doppel-
nachweises in Form von Bestandsübersichten
in der Grundakte und auf die Mikrofiche als

Suchverze ich n is (E i gentü merka rte i). Das Pi I ot-
projekt in Gifhorn hat gezeigt, daß Verwal-
tungsvorgänge gestrafft und dadurch Arbeits-
entlastungen erreicht werden konnten. Da-
neben führte es zu Einsparungen von Papier
und Reproduktionsmateria l.

Seitens der Grundbuchverwaltung könn-
ten entfa llen:

das sehr personalintensive Einsortieren der
Bestandsübersichten in die Grundakten;
die Führung der Mikrofiche als Suchver-
zeichnis und die damit verbundene Ersatz-
beschaffung von Lesegeräten;
die analogen Suchverzeichnisse (die Funk-
tionalität wird für die Geschäftsstellen und
Rechtspfleger der Grundbuchämter kom-
fortabler und schneller mit LBBENZ er-
reicht, LBBENZ steht zeitgleich allen ange-
meldeten Bildschirmen für die Auskunft
zur Verfügung);
Die Entnahme der Bestandsübersicht aus
der Grundakte für die Mitteilung der Ver-
änderung gegenüber den Katasterämtern
(mit LBBENZ wird nur für den jeweiligen
Eintragungsfall eine aktuelle Bestands-
übersicht erzeugt).

lm übrigen könnten die Notare unter Auf-
sicht der Geschäftsstelle eigenständig die
Suchmöglichkeiten von LBBENZ nutzen.

Seitens der VuKV könnten entfallen:
der Papierausdruck und der Versand der
Besta ndsü bersichten sowie
die turnusmäßige Erstellung und Versen-
dung der Mikrofiche.

2.1 .4 Nutzen- und Kostenbetrachtung
Die wesentlichen Auswirkungen dieses

Verfahrens ergeben sich bei der Grundbuch-
verwa ltung. Abschätzu ngen für Ei nsparungen
bei den oben aufgeführten Arbeitserleichte-
rungen sind schwierig, da es sich um Teil-
schritte in komplexen Arbeitsabläufen han-
delt. Mit Einfuhrung dieses Verfahrens würde
auch eine höhere Aktualität und damit eine
geringere Fehleranfälligkeit erreicht werden,
die nicht in die finanzielle Bewertung einge-
gangen ist.

ln der VuKV ergäben sich Einsparungen in
der Größenordnung von rd. 2.000,-DM/Jahr/
Katastera mt (E rzeugenA/ersenden der Be-
standsübersichten und der Mikrofiche).

Den Einsparungen bei der Grundbuch-
verwaltung stünden zusätzliche Ausgaben für
Rechnererweiterungen und Leitungskosten
gegenüber. Bei landesweiter Einführung er-
wartet die VuKV für das Land eine Gesamt-
ersparnis in Höhe von rd. 350.000,- DM/Jahr.
Zudem würde durch die landesweite Einfüh-
rung der Stufe 1 die Voraussetzung (Leitungs-
anschluß) für einen sinnvollen und zweckmä-
ßigen Einsatz der Stufen 2 und 3 geschaffen
werden.

2.2 Datenübermittl ung nach grundbuchlichen
Eintragungen

2.2.1 Verfahren
Die mit SOLUM bearbeiteten grundbuchli-

chen Eintragungen sollen als Eingabesätze für
die Fortführung des ALB genutzt werde n.Zur
Zeit wird der SOLUM-lnhalt nach der über-



nahme in das Grundbuch innerhalb von 14

Tagen gelöscht. Daher ist es notwendig, daß
mit SOLUM Ausgabesätze erzeugt werden,
die dann an die Eingabeschnittstelle des ALB

abzugeben sind.
Die Daten werden nur bei der Grundbuch-

verwaltung erfaßt.

2.2.2 Einfuhrung des Verfahrens
Aufgrund der seit Jahren intensiv auf Lan-

desebene geführten Gespräche zwischen Ml
und MJ ist auch mit den lnnen- und Justizver-
waltungen der Länder Berlin, Brandenburg,
Hamburg, und Sachsen-Anhalt (ALB und
SOLUM einsetzende Länder) die Möglichkeit
der ADV-unterstützten Übermittlung von
Eigentümerdaten aus dem Verfahren SOLUM

heraus an das ALB erörtert worden, um die
derzeitig praktizierte zweimalige Erfassung

dieser Daten - unstrukturiert bei der Grund-
buchverwaltung und strukturiert bei der VuKV

- künfti g zu vermeiden.
!m Hinblick auf die Überlegungen der nie-

dersächsischen und der bayerisch/sächsischen

Justizarbeitsgruppen zu einer formatierten
SOLUM-Maske fur die Abt. I des Grundbuchs
ist die Fa. Siemens Nixdorf lnformationssyste-
me AG seinerzeit von den anwendenden Län-

dern mit der Erstellung eines Feinkonzepts
unter der Maßgabe beauftragt worden, daß

sowohl das bayerisch/sächsische Verfahren
AGLB, als auch das ALB versorgt werden kön-
nen; dieses Feinkonzept liegt nun seit Anfang
1996 vor. Eine mögliche Umsetzung in das

Programmsystem SOLUM ist von den beteilig-
te n La n d esj u st i zve rwa ltu n g e n erö rtet wo rd e n;

eine abschließende Einigung konnte jedoch

noch nicht erzielt werden, da vor allem die

Finanzierung nicht gesichert ist.

Zeitgleich bat das MJ die VUKV, zum Fein-

konzept,,SOLUM Schnittstelle fur AGLB"

Stellung zu nehmen und zu prüfen, ob die

vorgesehenen Datenelemente und Feldlängen

der SOLU M-E igentü merdaten ei ne Weiterver-
arbeitung der Übergabedaten durch das ALB

ermöglichen. Leider ist das nicht der Fall. Die

von der ,,Zentralen Stelle ALB" dem MJ zur
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Verfügung gestellten Anforderungspapiere
sind nicht in das Feinkonzept ,,SOLUM - Schnitt-
stelle für AGLB' eingeflossen. Das vorgelegte
Feinkonzept bleibt in seiner jetzigen Ausprä-
gung noch weit hinter der bereits 1993194 von
der niedersächsischen Arbeitsgruppe MI/MJ
erarbeiteten Lösung zurück. Es geht davon
aus, daß vorerst nur die Veränderungen bei
den E i gentü mer-/Erbbau berechti gtena nga ben

in digitaler Form an das ALB übergeben wer-
den. Diese machen ca. 50 % der von der
Grundbuchverwaltung veranlaßten Fort-
führungen im ALB aus.

Darüber hinaus wurde als zentrales Pro-

blem die,,Nämensnumerierungllaufende
Nummer der Eintragung" herausgearbeitet.
Die Veränderungen der Eigentümer-/Erbbau-
berechtigtenangaben werden im ALB anhand
der Namensnummer nach DIN 1421, und im
Grundbuch als laufende Nummer der Eintra-
gung (Spalte 1 der Abteilung l), eingetragen.
Die Neufassung der Grundbuchordnung vom
26.05.1994 und die Neufassung der Grund-
buchverf ugung vom 24.01 .1 995 bilden die
Grundlagen für ein maschinell gefuhrtes
Grundbuch. Danach erlaubt die Anderung des

§ 9 Buchstabe a der G rundbuchverfügung auch
Eintragungen f ür die ,laufende Nummer der
Eintragung" nach DIN 1421 . !n der Erfas-

sungsmaske SOLUM der Justizverwaltung ist

es für die Eingabeschnittstelle des ALB zwin-
gend notwendig, für Veränderungen der Ei-

gentü mer-/E rbba u berechtigten a nga ben d as

Feld für die lfd. Nr. der Eintragung entspre-
chend zu strukturieren oder ein zusätzliches
Feld fur die Namensnumerierung vorzusehen

und zu belegen. Eine Nacherfassung bei den

Katasterämtern ist nicht möglich, da dann der
vorgenannte Papieraustausch im Original-
verfahren weiterh in erforderl ich wäre.

ln diesem Zusarnmenhang ist auch auf die
Übermittlung der Daten der Grundbuch-
verwaltung, die von der Steuerverwaltung bei

einem Eigentumsübergang benötigt werden,
einzugehen. Heute werden diese Daten von

der Grundbuchverwaltung auf den Unterla-
gen im Mitteilungsverfahren herkömmlich
aufbereitet und dann von der VuKV erfaßt,
um sie danach mit den Veränderungen des



Liegenschaftsbuchs digital an die Finanzver-
waltung abgeben zu können. Künftig kann
dieses Verfahren durch eine direkte Erfassung

bei der Grundbuchverwaltung vereinfacht
werden.

Zu dieser Verfahrenseinführung bedarf es

noch folgender Schritte:
fachliche Abstimmung mit der Justizver-
wa ltu ng h insichtlich der Sch n ittstelle von
SOLUM/ALB;
Ergänzungsprogrammierung in SOLUM

entsprechend dem Feinkonzept;
Umsetzung der Schnittstelle SOLUM/ALB

in Eingabeschnittstelle fur das ALB;

Anschluß der Grundbuchämter an das

Landesdatennetz (soweit nicht bereits in

Stufe 1 geschehen), alternativ Übermitt-
lung auf maschinenlesbaren Datenträgern.

2.2.3 Bewertung
Durch die Einführung des Verfahrens wird

die praktizierte Doppelerfassung für Eigen-
tumsangaben (in SOLUM und im ALB) durch
ein Datenaustauschverfahren abgelöst (aus

SOLUM in ALB).
Arbeitsentlastungen bei der VUKV:

keine Erfassung von Eigentümer-/Erbbau-
berechtigtenanga ben;
Wegfall der teilweise aufwendigen ldenti-
fizierung der Fortführungsdaten aus
SOLU M-Ausd rucken ;

keine Erfassung der für die Finanzverwal-
tung bestimmten Zusatzdaten des Grund-
buchs.

Arbeitsentlastungen bei der Grundbuch-
verwa ltu ng:

keine besondere Aufbereitung der Daten,
die fur die Finanzverwaltung bereitgestellt
werden.

D i esen Arbeitserleichteru n gen stu nden bei der
Grundbuchverwaltung folgende zusätzliche
Arbeiten gegenüber: .

Ergä nzungsprog ra mm ierung SOLU M (ei n-
sch I ieß1. Programmpflege);
strukturierte Datenerfassung der Eigen-
tümerangaben, ggf. zusätzliche Erfassung
eines Datenfeldes;

Erfassung der Daten, die von der Finanz-
verwaltung bei einem Eigentumsübergang
benötigt werden.

Bei derVuKVergäben sich zusätzlich folgende
Arbeiten:

Programmierung des Schnittstellenum-
setzers (einschließlich Programmpflege).

2.2.4 Nutzen- und Kostenbetrachtung
Aufgrund der Jahresberichte der VuKV für

die Jahre 1990 bis einschließlich 1994 sind im
Jahresdurchschnitt 391 .327 Fortführungen
(veranlaßt durch die Grundbuchverwaltung)
in das ALB übernommen worden. Multipli-
ziert mit dem durchschnittlichen Arbeitszeit-
faktor aller Katasterämter von 0.027, geteilt
durch 210 Arbeitstage, ergibt einen Personal-
aufwand von rund 50 Personen/Jahr. Multipli-
ziert mit dem Durchschnittssatz von 1996 fur
den mittleren technischen Dienst in Höhe von
rd. 50.000,- DM/Jahr, ergeben sich derzeitige
Personalkosten in Höhe von rd. 3.000.000,-
DM/Jahr für die Übernahme der vom Grund-
buch veranlaßten Fortführungen. 90o/o oder
rd. 2.700.000,- DM/Jahr der Personalkosten
würden sich durch den Einsatz eines automa-
tisierten Mitteilungsverfahrens einsparen las-

sen. Außerdem könnten Mietkosten in Höhe
von rd.25.000,-DM/Jahr für anteilig genutzte
Endgeräte (Terminals) eingespart werden.

Die Realisierung einer Vorstufe, die nur
Veränderungen der Eigentümer-/Erbbau-
berechtigtenangaben umfaßt, würde eine
Arbeitsersparnis in Höhe von rd.20 Personen
(1.200.000,- DM/Jahr) in der VuKV erbringen.

Dieser erwarteten Einsparung stünde fol-
gender Aufwand gegenüber:

Ergänzungsprogrammierung in SOLUM
Ohne detaillierte Kenntnis von SOLUM ist
eine Abschätzung des Aufwandes nur sehr
grob möglich. Der Aufwand wird, abgelei-
tet aus vergleichbaren Vorhaben derVuKV,
für die vollständige Realisierung auf rd.
1 .200.000,- DM und fur die Vorstufe auf rd.
700.000,- DM geschätzt. Darüber hinaus
wären 20% dieser Summen als jährliche
Pf legekosten a ufzuwenden.



Ergänzungsprogrammierung im ALB
lm ALB ist die Schnittstelle SOLUM/ALB in
d ie schon vorhandene E i ngabeschn ittstel le

ALB umzusetzen; der Aufwand wird mit
rd. 200.000,- DM fur die vollständige Rea-

lisierung und rd. 100.000,- DM für die Vor-
stufe geschätzt. Als jährliche Pf Iegekosten
wären ebenfalls 20% dieser Summen auf-
zuwenden.
Strukturierte Datenerfassung der Eigen-
tü mer- /Erbbau berechtigtenangaben, ggf.
zusätzliche Erfassung eines Datenfeldes
Eine strukturierte Datenerfassung wäre
geringfugig aufwendiger als eine reine
Texterfassu ng d ieser lnformationen.
Gleichzeitig böten sich jedoch die Mög-
lichkeiten, diese lnformationen mehrfach
im Textsystem zu nutzen. Ein Mehrauf-
wand wäre deshalb nicht anzunehmen.
Mehraufwand würde sich aufgrund der
zusätzlichen E rf assu ng der Na mens-
nummer entsprechend dem ALB ergeben,
wenn das Grundbuch nicht selbst auch auf
diese automationsgerechte Namens-
nummer umstellt. Da diese Nummerierung
in den 7Oiger Jahren gemeinsam von bei-
den Verwaltungen fur das Projekt
,, G ru ndstücksdaten ba n k" einverneh m lich
festgelegt worden ist, müßte die Grund-
buchverwaltung bei einer strukturierten
Datenhaltung auf dieses System überge-
hen. Diese Aufbereitung (Buchstaben in
Ziffern) und die Erfassung der Namens-

nummern sind heute Teile der bei den
Katasterä mtern d u rch gef ü h rten Arbeiten,
die mit 10% Arbeitsanteil geschätzt wer-
den (daraus ergäben sich Personalkosten
in Höhe von rd. 300.000,- DM/Jahr). Für die
Vorstufe ergäben sich Personalkosten von
rd. 120.000,- DM/Jahr. Zudem sind 10o/o

der bei den Katasterämtern hierfur einge-
setzten Endgeräte erforderlich (rd. 2.500,-
DM/Jahr Mietkosten). Für die Vorstufe er-
gäben sich Mietkosten in Höhe von rd.
1.000,- DM/Jahr.
Zusammenfassend ergäben sich für die
Realisierung einmalige Kosten in Höhe von
rd. (in Klammern = bei Realisierung der
Vorstufe zu erwartende Beträge):

1.400.000,- DM (800.000,- DM) und lau-
fende jährliche Kosten für Namens-
numerierung 300.000,- DM, M iet-
kosten 2.500,- DM, Pflegekosten SOLUM
240.000,- DM und ALB 40.000,- DM - in
Höhe von rd.:
582.500,- DM (291.000,- DM)
Dem stünden mögliche Einsparungen in
Höhe von rd.:
2.725.000,- DM/Jahr (1 .210.000,- DM/Jahr)
gegenüber.

Die Gegenüberstellung der Aufwendungen
und der möglichen Einsparungen zeigt, daß
die Einführung des Verfahrens bereits im er-
sten Jahr wirtschaftlich wäre. Vom zweiten
Jahr an wären Einsparungen für den Landes-
haushalt in Höhe von rd.:

2.1 Mio. DM/Jahr (0,9 Mio. DM Jahr)
zu erwa rten.

2.3 Datenübermittlung nach katasterlichen
Fortf ührungen

2.3.1 Verfahren
Die Daten der bisherigen Fortführungs-

mitteilung sollen auf der Grundlage der Aus-
gabeschnittstelle des ALB auf maschinenles-
baren Datenträgern oder über Direktanschluß
zur Berichtigung des Bestandsverzeichnisses
an das Grundbuch übermittelt werden. Diese
Datensätze können entweder in eine struktu-
rierte Datenhaltung des Grundbuchs über-
nommen oder für eine Berichtigung in SOLUM

bereitgestellt werden. Sie werden nur bei der
VUKV erfaßt.

2.3.2 Einfuhrung des Verfahrens
lm Rahmen der länderübergreifenden Ent-

wicklung desVorhabensALB sind bei derVuKV
die Voraussetzungen zur Abgabe dieser Daten-
sätze über Datenleitung oder über Datenträ-
ger schon weitgehend getroffen worden. Es

wäre daher Aufgabe der Grundbuchverwal-
tung, die Einführung dieses Verfahrens zu

betreiben.



2.3.3 Bewertung
Die doppelte Erfassung der katasterlichen

Fortfü h ru ngen entfiele.

2.3.4 Nutzen- und Kostenbetrachtung
Mit der Realisierung der Datenübermitt-

lung nach katasterlichen Fortführungen wä-
ren auch bei der Grundbuchverwaltung Perso-
naleinsparungen in der gleichen Größenord-
nung wie bei der VuKV zu erwarten. Dies gilt
bei einer strukturierten Datenhaltung des Be-

sta ndsverzeich n isses des G ru nd buchs. Bei der
Vorstufe der Bearbeitung - Übernahme der
Datensätze in SOLUM - wäre nur eine anteili-
ge Einsparung zu erreichen.

3 Gesamtbewertung

Die herkömmliche Zusammenarbeit der
VuKV und der Justizverwaltung zur Erhaltung
der Übereinstimmung zwischen Grundbuch
und Liegenschaftsbuch ist geprägt durch meh-
rere Medienbrüche und doppelte Führung von
Unterlagen. Sie könnte durch konsequenten
Einsatz automatisierter Verfahren stufenwei-
se verbessert werden. Die vorstehende Unter-
suchung zeigt deutlich, daß geänderte Ver-
fahren der Zusammenarbeit notwendig sind.

D ie besch riebene Stufen lösu ng ermög I icht
ein schrittweises Vorgehen. Die Stufe 1 (Ein-

satz von LBBENZ bei den Grundbuchämtern)
ist bereits teilweise realisiert; sie könnte so-
fort flächendeckend eingeführt werden, so-
bald die entsprechenden Hardwarevorausset-
zungen bei den Grundbuchämtern vorliegen.
Bei f!ächendeckender Einführung wäre mit
einer Personalkosteneinsparung in Höhe von
rd. 350.000,- DM/Jahr zu rechnen.

Die Stufe 2 (Datenübermittlung grund-
buchlicher Eintragungen) setzt darauf auf,
könnte jedoch auch unabhängig davon reali-
siert werden. ln diesem Fall wäre statt des
Datenaustausthes über Datenleitungen, ein
Datenträgeraustausch über Disketten vorzu-
sehen. Diese Stufe könnte in Abhängigkeit
vom Umfang der Automatisierung jährliche
Einsparungen in Höhe von rd. 0,9 bis 2,1 Mio
DM erbringen.

Die Stufe 3 (Datenübermittlung kataster-
licher Fortführungen) könnte für das Land

nochmals Einsparungen in der Größenordnung
der Stufe 2 erbringen. Sie bedarf jedoch noch
entsprechender Analysen des MJ und muß vor
allem auch im Zusammenhang mit der Einfüh-
rung einer strukturierten Datenhaltung im
Grundbuch (SOLUM) betrachtet werden.



Anmerkungen zur Kostenordnung für das amtliche
Vermessu ngswesen (KOVerm)

von Heinz KERKHOFF

1 Einleitung

Für Amtshandlungen und Leistungen der
Vermessungs- und Katasterverwaltung und für
Amtshandlungen der ObVI gilt die Kosten-
ordnung für das amtliche Vermessungswesen
(KOVerm). Die Verordnung ist zuletzt am
20.03.1996 (Nds. GVBI. S. 58) geändert worden
und hat einen ,,Tärifstand" von Ende 1995; sie

berücksichtigt schon die im Rahmen der
Verwaltungsreform Niedersachsen gesenkten
tech n ischen Vermessu ngssta nda rds f ü r

Li eg e nsch aftsvermessu n g e n.

FürAnfang 1997 ist eine Zweite Anderungs-
verordnung zur KOVerm vorgesehen. Sie be-
rücksichtigt die Personal- und Sachkosten-
steigerungen der Tariferhöhung 1996 (wirk-
sam ab Januar 1997) von 1,3 v. H.

Die weiteren tariflichen und strukturellen
Anderu ngen (40 Std.-Woche; Freistel I u n gsta g-
Reduzierung) und die vom MF mit RdErl. v.

25.03.1996 neu gefaßten ,, Rähmengrundsätze
fur die Erhebung und die Bemessung von Ko-

sten nach dem Verwaltungskostengesetz" bIei-
ben unberücksichtigt, weil sich nach ersten
Halbjahresergebnissen der Kosten- und
Leistungsrechnung (KOLEIKAT) fur 5 Kataster-

ämter - unter Berücksichtigung der vorgese-

henen besonderen Erhöhungen für Auszüge

aus dem Liegenschaftskataster und für
Vermessungsunterlagen - eine Gesamtkosten-
deckung ergibt.

Fü r den Bereich ,,Auszüge a us dem

Liegenschaftskatas\er" berücksichtigt die
KOVerm 97 neben der allgemeinen Erhöhung

von 1,3 v. H. eine zusätzliche Erhöhung von 7

v. H., somit eine Gesamterhöhung von 8,3 v. H.

Der Umfang der Vorhaltekosten für diesen

Bereich ist in der Vergangenheit nicht ermit-
telt worden. Das erste KOLEIKAT-Halbjahres-
ergebnis ergibt bei der Leistungsart 34 ,,Aus-
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züge aus dem Liegenschaftskataster" eine
Unterdeckung von 7 v. H. Die Gebühren für
,,Auszüge aus der Liegenschaftskarte in digita-
ler Form" sind nicht erhöht worden, weil die-
ser Bereich sich z. Z. noch in der Ausbau- und
Erprobungsphase befindet und deshalb keine
abschließenden Erkenntnisse vorliegen.

Die Gebühren für,,Vermessungsunter-
lagen" werden um ca. 30 v. H. erhöht. Auch
fur diesen Bereich war der Umfang der Vor-
haltekosten in der Vergangenheit nicht ermit-
telt worden. Das erste KOLEIKAT-Halbjahres-
ergebnis zeigt hier eine geringe Erlös-
wirtschaftlichkeit; jedoch ist das Ergebnis noch
stark beeinflußt durch die inzwischen ausge-
laufene,,Billigkeitsregelung' für die Abgabe
digitaler Punktdaten an ÖbVt.

2 Gebührenverzeichnis

Das Gebührenverzeichnis der KOVerm ent-
hält eine abschließende Aufzählung der
Gebührentatbestände. Der früher übliche Auf-
fanggebührentatbestand soweit in den
a nderen Gebüh renverzeichn is-N u mmern n icht
enthalten" ist nach einschlägigen Urteilen nicht
meh r zulässig.

Zu den einzelnen Gebuhrenverzeichnis-
Nummern und den Hinweisen im Anwendungs-
erla ß zur KOVerm hier ein paar Erläuterungen:

Zu Nr. 1.2 Schriftliche Auskunft

Die Erteilung von Entfernungsbeschei-
nigungen für andere Behörden als Amtshilfe
sollte grundsätzlich abgelehnt werden; der
Verweis der antragstellenden Behörde auf ei-
gene Verwaltungsvorschriften ist insbesonde-
re bei Bundesbehörden nicht ausreichend.



Für Landesbehörden können Billigkeits- erzeugtenNachweise20,23,25,30,32,33,
gründe vorliegen; z. B. nach Nr. 4.6 der Anla. 35, 40, 80, 83, 85, 90, 92, 93, 95 und 97
ge 2 RdErl. des MF vom 07.10.1991 (Nds. MBi. abgerechnet.
S. 1374) in besonders schwierigen Fällen.

Zu Nr. 2.2 ALB-Auszug in digitaler Form

Zur Nr. 2 Auszüge aus dem Liegenschafts- Hier werden abgerechnet:

: äi:?T:i?ltJ:fl iXT"i I 
""1',#31"f 

*'," 0".

Die Entscheidung, nach welchem Verfah- - mit Druckauftragsart 40 erzeugte Aus-
ren die Auszüge erstellt werden, ist vom Kata- wertesätze 9A, 98, 9C, 9D, 9E, 9F, 9H, 9t,
steramt nach Wirtschaftlichkeitserwägungen 9Q, 9V, 9W.
zu treffen; dabei sind die Belange des Antrag-
stellers zu berücksichtigen. Soweit in Anträ- 'Zu Nr. 2.j ALB-Auszug a/s Lrste
gen nicht die primären Suchargumente ,,Be-
stands- oder Flurstückskennzeichen" vorge- SoweithierMehrausfertigungenbeantragt
geben sind, sondern das Suchargument werden, vervielfacht sich dadurch die abzu-

,,Name" oder,,Straße und Hausnummer" soll- rechnende Anzahl der Flurstücke und Bestän-
ten über LBBENZ-Anforderungsformat 05 der de.

Benutzungsricftlinien ALB die primären
Suchmerkmale ermittelt uhd damit Standard- Hier werden Listen abgerechnet, die erzeugt
auszüge i. S. Gebührenverzeichnis Nr. 2.1 er- worden sind
zeugt werden. - mit Druckauftragsart 20 erzeugte

Suchverzeichnisse 51*, 52*, 53*, 541
(* = ggf. 0, 1,2, ...,9)

Zu Nr. 2.1 ALB-Standardauszug - mit Druckauftragsart 30 erzeugte Aus-
wertelisten 6'l,', 62*, 641, 65", 65*, 72*,

1. Die Gebühr gilt für den Auszug auf 74",766,81*,
. Dokumentenpapier. - mit Druckauftraqsart 31 erzeugte Aus-
2. Die Grundgebühr ist zu erheben wertelisten 721, 1ZZ, lZl, ll*.

- je Bestand
für die Formate Bestandsnachweis, Zu Nr. 2.4 Auszug aus der Regionaldatei
Bestandsnachweis mit zugehörigem
FlurstücksnachweisundBestandsüber- Hierwerdenabgerechnet:
sicht; - mit Druckauftragsart 'l 5 erzeugte Nach-

- je Flurstück weise 50, 60,7O;
für die Formate Flurstücksnachweis, - mit Druckauftragsart 25 und 30 erzeugte
Flustücks-/Eigentümernachweis und Listen 58*, 59*, 851, 921,941;
Eigentümernachweis, Flurstücksnach- - mitDruckauftragsart40erzeugteAusgabe-
weis mit zugehörigem Bestandsnach sätze 9G, 9K, 9U.
weis und Flurstücksnachweis mit zuge-
höriger Bestandsübersicht. Zu Nrn. 2.1.3, 2.2.3 und 2.3.j Zuschlag für

3. Die Gebühren gelten für volle oder ange- besondere Suchanforderungen
fangene Seiten, Titelseiten und Seiten, die
nur die Schlußsumme, den Ausfertigungs- Ein besondererZusatzantrag ist aufzuneh-
vermerk o. ä. enthalten, werden nicht be- men, wenn Auszüge aus dem Liegenschafts-
rechnet. buch beantragt werden, die nur mit besonde-

4. HierwerdendiemitdenVerfahrenLBBENZ ren Suchanforderungen erstelltwerden kön-
und den Druckauftragsarten 05 und 10 nen. Das ist gegeben, wenn die Flurstücks-/
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Bestandsdaten in Suchbereichen (Flur, Gemar-
kung, Gemeinde, Datei) bestimmte Suchan-
forderungen (nach Eigentümername, Nut-
zungsart ...) erfullen sollen.

Die Menge der durchsuchten Flurstücke
und Bestände ist für d ie Gebührenberechnung
den Angaben des EDV-Verarbeitungsproto-
kolls zu entnehmen.

Besondere Suchanforderungen sind nicht
gegeben, wenn Flurstücks-/Bestandskenn-
zeichen über LBBENZ - Anforderungsformat
05 - oder über sog.,,Umsteigerfunktionen"
ermittelt werden.

Zu Nrn. 2.6 und 3.4 Gebietsdeckende Auszü-
ge für Gemeinden ... (§ 1 3 Abs. 2 NVermKatG)

Die Laufendhaltung der Erstausfertigung
ist nach § 13 Abs. 2 NVermKatG kostenfrei.
Die Laufendhaltung von Mehrausfertigungen
ist nach Nrn .2.6.2 und 3.4.1 .2 abzurechnen.

Zu Nrn. 2.7 und 3.4 Erlaubnis zur Vervielfälti-
gung und Verbreitung

Nach dem NVermKatG ist eine
Vervielfältigungserlaubnis nur erforderlich,
wenn Auszüge aus dem Liegenschaftskataster
für gewerbliche und fremde Zwecke verwen-
det werden.Z. B. wenn ein Auszug von einem
Makler an Kaufinteressenten gegen Entgelt
weitergereicht oder in einem Buch veröffent-
Iicht werden soll.

Zu Nr. 2.8 Laufendhaltung flächendecken-
der ALB-Auszüge

Dieser Gebührentatbestand ist anzuwen-
den fur die Laufendhaltung z. B. eines bei

Versorg u n gsu nterneh men vorha ndenen Aus-

zugs aus dem ALB für ihr Versorgungsgebiet
in digitaler Form.

Zu Nr. 3.1 Standardauszug aus der Liegen-

schaftska rte

Wenn das angegebene Flurstück auf meh-

reren Liegenschaftskarten liegt, so ist das
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Gesamtformat des beantragten Auszuges für
die Gebührenberechnung maßgebend. ln der
Gebuhr ist der Aufwand für die Zusammenfü-
gung enthalten.

Bei Maßstabsumbildung mit Kopiergerät
sind keine Mehrkosten anzusetzen.

Als Auszugsformat bei Auszügen auf Mi-
krofilm oder bei VergrößerungenA/erkleine-
rungen ist der abgebildete Auszug der
Liegenschaftskarte maßgebend; es wird vom
! nformationsi n ha lt a usgegangen.

Mehrkosten sind anzusetzen, wenn für
einen technischen Plan Rahmen-Flurkarten
zusammengef ügt werden müssen. H ier ist der
besondere tech n ische Aufwa nd (2. B. f ü r Mon-
tage und Retusche) nach Repro-Richtlinien
zusätzl ich anzusetzen Abrechnungsbeispie|e
und Erläuterungen sind im Anhang zu den
Repro-Richtl i n ien entha lten.

Zu Nr. 3.2 Flächendeckender Auszug

Der Begriff ,,Flächendeckender Auszug"
ist zur Unterscheidung vom ,,Gebiets-
deckenden Auszug für Gemeinden/Samt-
gemeinden nach § 1 3 Abs. 2 NVerm KatG "
gewählt worden

Juristische Personen des öffentlichen Rechts

und sonstige im öffentlichen lnteresse tätige
Unternehmen (2. B. Stromversorgun§, Stadt-
werke) erha Iten f lächendeckende Auszüge,
wenn das berechtigte lnteresse nach § 13

Abs. 1 NVermKatG gegeben ist.

Die Bedingung,,Flächendeckender Aus-
zL)g" ist nicht erfüllt, wenn für Planungen
(2.8. entlang einer Straße) Angaben bean-
tragt werden, oder wenn ,,Großgrundbesit-
zer" Eigentümer einer gesamten Gemarkung
sind.

Soweit die Auszüge auf Mikrofilm abge-
geben werden, ist das Format der abgebilde-
ten Ka rte a bzu rech nen.

Zu Nr. 3.3 Auszüge aus der Liegenschafts-
karte in digitaler Form

Die Gebühren nach Tabelle 7 enthalten
auch einen Teil des Verwaltungsaufwandes
zur Umstellung der analog geführten



Liegenschaftskarte in automatisiert -digital-
geführter Form. Die tatsächlich bei der
Digitalisierung entstehenden Kosten sind um
den Anteil des Eigeninteresses der Vermes-
su ngs- u nd Katasterverwa ltu ng red uziert wor-
den.

Zu Nrn. 4 und 5 Abgabe von Vermessungs-
zahlen, Nachweise G rundlagenvermessung

Diese Gebührentatbestände gelten für
Auszüge, d ie n icht a ls Vermessu ngsu nterlagen
für Liegenschaftsvermessungen anzusehen
sind. Hiernach sind z. B. entsprechende Anträ-
ge von lngenieurbüros oder auch von ÖUVl -
soweit sie I n gen ieu ra ufträge erled igen- a bzu-
rech nen.

Soweit Auszüge aus der Punktdatei digital
abgegeben werden, sind die Daten von je
angefangenen 25 Punkten als eine Seite abzu-
rech nen.

Zu Nrn. 6.2 und 6.3 Luftbildvergrößerung,
Luftbildentzerrung

Zusätzliche Auslagen für die Verwendung
von Filmmaterial sind nach den Repro-Richtli-
nien abzurechnen.

Zu Nrn. 7.2 und 7.3 Grenz- und Gebäude-
besche inigung

Wird für mehrere Gebäude desselben Ei-
gentümers auf einem Grundstück eine Grenz-
und Gebäudebescheingung erteilt, so ist bei
der Gebührenberechnung der Wert des Ge-
bäudes mit den höchsten Herstellungskosten
anzusetzen.

Bei Bescheinigungen für Eigentumswoh-
nungen ist die Gebühr nach dem Wert der
Eigentumswohnung zu berechnen.

Soweit zur Erteilung der Bescheinigung
Auszüge aus dem Liegenschaftskataster er-
forderlich sind, sind sie zusätzlich abzurech-
nen.

Zu Nr. I Beglaubigung

Eine Beglaubigung ist nur dann erforder-
lich, wenn sie gesetzlich vorgeschrieben ist
oder besonders vom Antragsteller beantragt
wird.

Die Gebühr ist zusätzlich zur Auszugs-
gebühr zu erheben.

Zu Nr. 9 Vermessungsunterlagen für Auf-
gabenträger nach § 1 NVermKatG

Nach dem LiegVermErlaß sind Vermes-
sungsunterlagen im erforderlichen sachlichen
und gebietlichen Umfang zu erstellen. lm
LiegVermErlaß Nr. 3.1.3 sind die dazu zählen-
den Teile definierU zur einzelnen Vermessungs-

unterlage gehören nur die auf den Zweck und
Umfang bezogenen erforderlichen Teile.

Verantwortlich für die Aktualität der
Vermessungsunterlagen zum Zeitpunkt der
Erteilung ist das Katasteramt
Vermessung ist die Vermessungsstelle (2. B.

öbvr).
Vermessungsunterlagen werden von den

ÖbVt in eigener Verantwortung und in eige-
nem Namen bei dem zuständigen Kataster-
amt beantragt. Soweit im Einzelfall Vorab-
Kopien für die Antragstellung vom Kataster-
amt notwendig werden, sind sie Teil der
Vermessungsunterlagen und insoweit kein
besonderer Kostentatbesta nd. Vora b-Kopien
können auch als Fax abgegeben werden.

Die Einsicht in das Liegenschaftskataster
durch ÖUVl für eine Aktualitätsprüfung erteil-
ter Vermessungsunterlagen ist erlaubt. Auch
ist die Nachlieferung des Katasteramtes bei
einzelnen Eigentumsänderungen, bis zu ei-
nem Zeitraum von ca. 6 Monaten, als ,,Ku-
lanz" anzusehen. !n allen anderen Fällen ist
eine neue, kostenpflichtige Vermessungs-
unterlage zu erstellen.

Der Gebührenmaßstab DIN-Format für
Vermessungsunterlagen ist immer wieder als
unbefriedigend bezeichnet worden. Jedoch
haben alle bisherigen Anderungsvorschläge
und -überlegungen noch größere Nachteile
gezeigt.
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Regelmä ßig ist f ü r jede Liegenschafts-
vermessung eine Vermessungsunterlage zu

erstellen und abzurechnen. Das gilt auch für
die gemeinsame örtliche Erledigung einer Zer-
leg u ng m it g leichzeiti ger Gebäudevermessu ng

auf dem Trennstück und die Anfertigung ei-
nes Lageplanes vom Trennstück oder der Zer-
legung eines zusammenhängenden Gebietes
für mehrere Erwerber/Antragsteller. Für diese
Antragstypen ist in der KOVerm ein Gesamt-
zusammenhang erkennbar. So ist jeweils nur
eine Gebühr fur Gesamtwert der Trennstücke,
Gesamtstreckenlänge, Übernahme vorgese-
hen. Die erforderlichen Unterlagen für die
gleichzeitige Gebäudevermessung und die
Auszüge für Lagepläne sind hier vollständig in

der einen Vermessungsunterlage enthalten.
Anders ist die Gebührensystematik bei

Vermessu ngsunterlagen fü r Gebäudevermes-
sungen auf mehreren nebeneinanderliegen-
den Grundstücken, die gemeinsam örtlich ver-
messen werden sollen. Hier ist für jedes Flur-
stück/G ru ndstü ck/Ba u g ru n dstück j ewe i ls e i ne

Gebuhr fur Vermessung und Auswertung, für
die Übernahme und ebenso für Vermessungs-
unterlagen vorgesehen. Auch wenn die Un-

terlagen nebeneinanderl iegender Grundstük-
ke in einem ,,Päket" technisch erstelltwerden,
ist fur jedes Baugrundstück eine Gebühr zu

erheben. Es bestehen keine Bedenken, den
Vermessungsu nterlagen fü r Gebä udevermes-
sungen ALB-Daten der Nachbarf lurstücke bei-
zufügen, wenn gleichzeitig Lagepläne bean-
tragt sind.

Zu Bi I I ig keitsma ßnah men siehe folgenden
Abschnitt 3.

Zu Nr. 10 Liegenschaftsvermessungen und
Auswertungen

Mit dem LiegVermErlaß 1996 sind für
Liegenschaftsvermessu ngen tech n ische Ver-

messungstandards gesenkt, fachliche Ver-
waltungsvorgaben vereinfacht, Ermessens-

spielräume für die Vermessungsorgane erwei-
tert und vor allem dem antragstellenden Bür-
ger (Eigentümer, Erwerber) mehr Entschei-

dungsfreiheit über die erwünschte Vermes-

sungsleistung - und damit die Kostenhöhe -
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eingeräumt worden. Die sich daraus ergeben-
den Anderungen sowoh! in der Struktur der
Gebuhrentatbestände als auch der Kosten-
höhe sind schon in der KOVerm 1996 berück-
sichtigt.

Bei der Definition des Vermessungstyps
kommt es auf die überwiegende Bedeutung
an. Wird z. B. ein neues Gebiet aufgeteilt und
werden zuerst n u r d ie Stra ßen vermessen,
kann trotzdem dieser Antrag als Zerlegungs-
vermessung abgerechnet werden, wenn ein
zeitlicher Zusammenhang mit der späteren
Ba u p latza ufte i I u n g besteht. D ie Verbreiteru ng
vorhandener Straßen zählt zu den Vermes-
sungen langgestreckter An Iagen.

Zu Nr. 10.1 .3 Sonderung

Die bisherigen Verpflichtungen, mit der
Sonderung gleichzeitig die Übertragung der
Grenzen in die Örtlichkeit und zwischenzeitli-
che Gebäudeabsteckungen beantragen zu
müssen, sind mit dem LiegVermErlaß 1996
entfa I len.

Soweit noch Verpflichtungen in älteren
Sonderu ngen vorl iegen, kön nen d iese n icht
ohne Bestätigung des Verpf lichteten/Antrag-
stellers begonnen werden; er ist über die ge-
ä nderte Vorsch riften lage vorher aufzu kl ä ren.

Eine spätere Übertragung der durch Son-

derung gebildeten Flurstücksgrenzen in die
Örtlichkeit ist als,,normale" Grenzfeststellung
nach der KOVerm abzurechnen.

Soweit die Absteckung zu errichtender
Gebäude beantragt wird, ist diese Leistung
i.R. eines privatrechtlichen HOAI-Vertrages zu

erledigen und abzurechnen. Das gilt auch für
die Absteckung nach Koordinaten aus einer
Sonderung.

Zu Nr. 10.2.2 Grenzfeststellung ohne Grenz-
termin

Hier sind,,Grenzanzeigen" abzurechnen,
bei denen die Abmarkung, die Anhörung und
damit auch der Grenztermin entfallen. Eine

Niederschrift über die Amtshandlung ist in
einfachster Form aufzunehmen.



Zu Nr. 10.3 Gebäudevermessungen nach Ta-

belle 5

Der reduzierte technische Standard im
LiegVermErlaß 1996 f ür Gebäudevermes-
sungen hat in der KOVerm 96 zu umfassenden
Anderungen geführt. 5o sind die Staffelsätze
gesenkt, der besondere Gebührentatbestand
,,Grundrißveränderung" und,,Abschläge für
Minderaufwand" und ,,Zuschlag für Mehrauf-
wand" eingeführt worden.

Der besondere Gebührentatbestand,,Nr.
10.3 .2Grundrißveränderung" für die Vermes-
sung der Veränderung eines schon in der
Liegenschaftskarte nachgewiesenen Gebäu-
des ist eingeführt worden, weil der Verwal-
tungsaufwand regelmäßig geringer als für
andere Gebäudevermessungen ist. Der

,, Eckwert" ei ner Gebä udevermessu ng kon nte
so um ca .28 v. H. gesenkt werden.

Durch die Standardreduzierungen im
LiegVermErlaß 1995 ist die bisherige zwin-
gende Forderung, Gebäude immer auf Flur-
stücksg renzen zu beziehen, a ufgegeben wor-
den. Soweit dieses als Sonderleistung beson-
ders beantragt wird, ist mit der KOVerm 96 in
der Tabelle 5 dafür ein besonderer Zuschlag
von 20 v. H. vorgesehen.

Zu Nr. 11 Übernahme

Mit der Gebuhr ist auch die Abgabe des
Vordrucks,,Mitteilung Liegenschaftsvermes-
sung" und derAuszüge aus dem Liegenschafts-
kataster abgegolten.

Eine Übernahmegebühr für die Löschung
eines Gebäudes ist nicht zu erheben.

Zu Nr. 14 Vermessungen für Verfahren nach
dem Fl u rberei nig u ngsgese tz (Fl u rbG)

Die hier aufgeführten Gebührentatbe-
stände sind i. d. R. anzuwenden bei Vermes-
sungsaufträgen des Amtes für Agrarstruktur
an ÖbVt oder an das zuständige Katasteramt.

Zerlegungen zum Zwecke der Boden-
ordnung werden regelmäßig nach Nr. 14.2.1

abgerechnet.
Die Nrn. 14.3 bis 14.5 sind im Regelfall nur

fü r Ne uvermessungs gebiete a nzuwenden.

Zu Nr. 15 Lagepläne nach BauvorlagenVO

Die Kosten des Lageplanes setzen sich

i. d. R. aus den Gebühren für die Auszüge aus

dem Liegenschaftskataster (Nr. 1 5.1), dem
Betrag der Tabelle 10 und dem Preis oder dem
technischen Entgelt für den Übersichtsplan
DGK 5 zusammen. Zusätzlich können noch
Gebühren nach Nr. 15.4 für die Erfassung zu-
sätzlicher Angaben (Gebäudeseiten auf be-
nachbarten Grundstücken; topographische
Gegebenheiten, bauliche Anlagen, Ermittlung
von Höhenangaben und die Eintragung von
PIanu ngsangaben) entstehen.

Bei Reihenhaus-Bauvorhaben, bei denen
noch keine Aufteilung durchgeführt worden
ist, ist die Frage, ob ein oder mehrere Lageplä-
ne zu erstellen sind, nach dem Baurecht zu

entscheiden: je Bauantrag ein Lageplan.
Fur jedes Bauvorhaben ist nur ein Baulast-

lageplan erforderlich (auch wenn die Baulast
bei mehreren Nachbarflurstücken eingetra-
gen werden muß). Mehrkosten über die vier-
fache Ausfertigung hinaus sind nach Nr. 15.2.5
a bzu rech nen.

Eine Nacherhebung von Kosten bei grob
unrichtigen Angaben des Wertes des Bauvor-
habens ist nach dem Urteil des VG Lüneburg ll.
Kammer vom 7.3.1979 zulässig.

Soweit bei der örtlichen Überprüfung für
den Lageplan Gebäude zu vermessen sind,
bewirken diese keine Anderung der Ab-
rechnungsspalte der Tabelle 10. Der Aufwand
für diese Arbeiten wird nach Nr. 10.3 abge-
rechnet bzw. bei Gebäuden, die vor dem
1 .1 . 1962 errichtet worden sind, vom Land ge-
tragen.

Zur Nr. 15.1 Auszüge für Lagepläne an Auf-
gabenträger

Die Auszüge umfassen die Abgabe von
Vermessungszahlen a)r Beurteilung der Zu-
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verlässigkeit nach § 2 Abs. 3 Nr.2Bauvorlagen
VO bei der Abgabe an ÖUVl und andere
behörd I iche Vermessungsstel len.

Eine Gebühr für Auszüge für Lagepläne
entsteht nicht, wenn der Lageplan im Zusam-
menhang mit einer Liegenschaftsvermessung
zusammenhängend erledigt wird. Es beste-
hen keine Bedenken, den Vermessungsunter-
lagen für Gebäudevermessungen in diesen
Fällen ALB-Daten der Nachbarflurstücke bei-
zufügen.

Zu Nr. 17 Verlegung und Sicherung von
Vermessu ngspunkten

Hiernach ist abzurechnen, wenn z. B. die
Verlegung eines TP's oder die Verlegung und
Sicherung von AP's im Bereich eines auszu-
bauenden Straßenzuges als Vorwegmaß-
nahme beantragt wird.

Zu Nr. 18 Ergänzung unvollständig einge-
re i chter Ve rmessung ssch rifte n

Hiernach ist abzurechnen, wenn ÖUVt in
Einzelfällen das Katasteramt besonders be-
auftragen. Der Leistungsbescheid ist vom Ka-

tasteramt an den ÖbVt zu richten; diese Ko-

sten (Gebuhren und Mehrwertsteuer) kann
der ÖUVt nicht an den Antragsteller der
Li egenschaftsvermessu n g weiterreichen.

Zu Nr. 19 Einholen einer Teilungsgeneh-
migung

Die Gebühr umfaßt d ie Zusammenstellung
erforderlicher Daten und das Ausfüllen des

Antragsformulars. Die Gebühr für erforderti-
che Auszüge aus dem Liegenschaftskataster
ist in den Gebühren nach Nr. 9 Vermessungs-
unterlagen enthalten.

Soweit in einzelnen Fä !len differenzierte
Angaben zu Zweck, über bisherige und zu-
künftige Nutzung, Aktualität des Gebäude-
bestandes und Ortsvergleich gefordert wer-
den, sind diese Arbeiten nach den entspre-
chenden Gebührenverzeichnis-Nrn. 10.3
(Gebäudevermessu ng), 15.2.A(Lageplä ne) u nd
20 (Bes. verm.techn. Leistungen) gesondert
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abzurechnen. Der Auftraggeber sollte diese
Antragserwe iteru n g bestäti gen.

Zu Nr. 20 Besondere vermessungstechnische
Arbeiten

Dieser Gebührentatbestand ist gegeben,
z. B. bei umfangreichen vorbereitenden
Rechenarbeiten zur Ermittlung von
Absteckungsmaßen für die Übertragung ei-
nes Bebauungsplanes in die Örtlichkeit. Der
Antragsteller sollte hierauf vorher hingewie-
sen werden.

Hiernach sind auch die Abgabe von ALK-
Erfassungssoftware für SICAD-WS 2000 (hier
ggf. i. V. mit Nr. 21) abzurechnen.

Zu Nr. 22 Feststellung der Eignung für die
U m g esta ltu ng d e r Li ege nschaftska rte

Stellen, die sich an Vergabearbeiten zur
d i g ita len U mgesta ltu n g der Liegenschaftska rte
beteiligen wollen, haben nachzuweisen, daß
sie die personellen, fachlichen und DV-techni-
schen Voraussetzungen erfüllen; die Prüfung
und Feststellung der Eignung wird vom NLVwA
-Abteilung B- vorgenommen.

Zu Tabelle 5 Gebäudevermessungen

Grundrißprinzip der Tabelle 5 ist:

Die Systematik sieht für gleichzeitige Ver-
messung mehrerer Gebäude auf einem Flur-
stück/Grundstück für das zweite und jedes

weitere Gebäude jeweils eine geringere Ge-

bühr (ca. 40 v. H. reduziert) vor.
Die Anmerkungen Nr. 1 zurTabelle 5 ent-

halten die Sonderregelung, gleichzeitig mit
dem Wohngebäude mit 1 oder 2 Wohnungen
eingemessene Garagen und Nebengebäude
führen zu nur einer Gebühr. Dieses gilt jedoch
n u r bei der erstma !igen Vermessu ng des Woh n-

gebäudes mit Nebengebäuden; danach gilt
der allgemeine Grundsatz,,je Gebäude eine
Gebühr".

Werden mit dem Antrag Unterlagen der
zu vermessenden Gebäude vorgelegt, ist zu



prüfen, ob sie geeignet sind und den Aufwand
nicht nur unerheblich reduzieren (2. B. minde-
stens 5 v. H.). Werden diese Voraussetzungen
vom Katasteramt positiv entschieden, ist der
Gebührentatbestand,,Abschlag für Minder-
aufwand" nach Nr. 2 der Tabelle 5 zu berück-
sichtigen. Die Höhe des Abschlages soll dem
v. H.-Satz des Minderaufwandes entsprechen.

3 Billigkeitsmaßnahmen

Der für Billigkeitsmaßnahmen z.Z. noch
geltende RdErl. v. 02.05.1988, geändert durch
RdErl. v. 29.10.1991 (Nds. MBl. S. 1444), ist
nicht mehr aktuell.

3.1 lm RdErl. unter Nr. 1 sind Zustimmungs-
vorbehalte der BezReg (über 800 DM) und des

Ml (über 3 000 DM) fur die Entscheidung über
Ermäßigung und Nichterhebung von Kosten
enthalten. Der Zustimmungsvorbehalt des Ml
ist ab 01.05.1995 durch RdErl. d. Min. v.

27 .04.1995 (Nds. MBl. S. 548) aufgehoben. Der
Vorbehalt für die BezReg ist durch entspre-
chenden Kabinettsbeschluß vom 18.06.1995
mit Wirkung vom 01.10.1996 entfallen. Da-
nach entscheidet die Vermessungs- und
Katasterbehörde der Ortsstufe über alle
Billigkeitsmaßnahmen nach § 1 1 Abs. 2Satz 2

Ve rwa ltu n gskoste n g esetz.

3.2 Nach Nr. 2.4 des Billigkeitserlasses sind
Gebühren nach § 11 Abs. 5 Verwaltungs-
kostengesetz nicht zu erheben für die Benut-
zung der digital geführten Na chweise durch
La ndesbe hörden. D iese Gebü h ren befrei u ngs-
regelung betrifft nurAuszüge in d4g italer Form
(2.8. auf Diskette). Diese Auslegung ergibt
sich aus den Zielen und lntentionen des Kabi-
nettsbeschlusses 1990 ,, Digitale Karte", wo-
nach digital geführte raumbezogene lnfor-
mations- und Entscheidungssysteme des Lan-
des gefördert werden sollten.

Soweit lngenieurbüros im Auftrag von
Landesbehörden Anträge auf Auszüge aus
den Nachweisen in digitaler Form beantra-
gen, sind diese nach Nr. 2.4 des o. g. RdErl.

gebührenfrei abzugeben (2.8. Abgabe digi-
tal geführter Bodenschätzungsdaten).

Auch die Landesnahverkehrsgesellschaft
als eine den Landesbehörden vergleichbare
Einrichtung erhält die o. g. Auszüge in digita-
ler Form gebührenfrei.

3.3 Die Beteiligung von Beauftragten der
ÖbVt an der Erstellung derVermessungsunter-
lagen oder an den Übernahmearbeiten findet
als ,,Auslaufmodell" nur noch vereinzelt statt.
Die entsprechende Regelung Nr. 4 des

Billigkeitserlasses ist überholt; sie soll bei ei-
ner Neufassung des RdErl. entfallen.

Die besonderen Regelungen des RdErl. v.

25.11 .1 993 f ür die Übermittlung von
Vermessungsunterlagen und Vermessungs-
schriften zwischen Katasterämtern und ÖUVt

auf maschinenlesbaren Datenträgern (50v. H.-

Regelung) ist 1996 ausgelaufen durch Auf-
na h me a ls Regelverfa h ren in den
LiegVermErlaß.

Eine Ermäßigung der Gebühr für
Vermessungsunterlagen für Gebäude nach

§ 1 1 Abs. 2 Verwaltungskostengesetz nur mit
dem Argument ,,örtlicher und zeitlicher Zu-

sammenhang" ist nicht zulässig.
Soweit Vermessungsunterlagen für

Studentenübungen an Hochschulen abgege-
ben werden, können die Gebühren nach § 1 1

Abs. 2 Verwaltungskostengesetz ermäßigt
oder erlassen werden.

Vermessungsunterlagen und Kopien der
Vermessu ngsergebn isse ü ber d ie La ndesg ren-
ze, die an Vermessungsbehörden des Nach-
barlandes abgegeben werden, sind kosten-
frei. Hier ist Gegenseitigkeit vereinbart.

3.5 Lagepläne

Kommt ein Bauvorhaben nicht zur Aus-
führuh§, kann nach § 11 Abs.2
Verwaltungskostengesetz innerhalb der Ver-
jährungsfrist auf Antrag des Kostenpflichti-
gen auf die Mindestgebühr ermäßigt werden.
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4 Zusammenfassung

Die Anderungen der letzten Zeit im

,, Kostenrecht des amtl ichen Vermessungswe-
sens" in Niedersachsen sind durch geringfügi-
ge Tariferhöhungen bei den Persona!- und
Sachkosten und eine Vielzahl anderer Einflüs-
se gekennzeichnet.

So waren Standardsenkungen, Nutzer-
orientierung bei der Antragstellung und
Deregulierungen im LiegVermErlaß 1996 für
Liegenschaftsvermessungen zu berücksichti-
gen. Umfassende Anderungen sind für
Gebäudevermessungen eingeführt worden;
der ,,Eckwert" für eine Gebäudevermessung
ist 1996 um ca. 30 v. H. gesenkt worden.

Für die KOVerm 1997 konnten erstmals
KOLEIKAT-Ergebnisse für die Gebuhren-
kalkulation verwertet werden. Danach ist die
nach Verwaltungskostengesetz geforderte
Gesamtkostendeckung grundsätzlich gege-
ben. Nur beiAuszügen aus dem Liegenschafts-
kataster und bei Vermessungsunterlagen zeig-
ten sich Unterdeckungen, die zu einer -über
die Tariferhöhung hinaus- größeren Erhöhung
in der KOVerm 97 gefuhrt haben.

Die automatisiert geführten Geschäfts-
nachweise AGN mit dem daraus erzeugten
Leistungsbescheiden sind an die strukturellen
und tariflichen Anderungen angepaßt wor-
den. Darüber hinaus wird das System laufend
erweitert und optimiert.

Mit den derzeit vorherrschenden Themen
Verwaltungsreform, Einspa rzwähg€, Einrich-
tung eines Landesbetriebes und der Kosten-
und Leistungsrechnung haben betriebswirt-
schaftliche Begriffe wie Produkt, Marktlei-
stung, Erlös und Kostenarten ihren Einzug
geha lten.
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Praktische Anwendungen der Automatisierten
Liegenschaftskarte bei den
Stadtwerken Wilhelmshaven GmbH

Von Bernd Lohß,

1 Einleitung
2 Analoge Planhaltung
3 Planungeineslnformationssystems
4 Einführung des GIS

4.1 Geräteaussta ttung
4.2 Software
4.3 Teststellung
4.4 Personaleinsatz und Kosten
4.5 Fortführung
5 Tägliche Arbeit
6 Praktischer Einsatz des Systems
5.1 Systemanwendung
6.7 Optimierung der ALK

1 Einleitung

Die Stadtwerke Wi I helmshaven versorgen
die Stadt Wilhelmshaven mit ca. 90.000 und
die Stadt Jever mit ca. 11.000 Einwohnern mit
Trin kwasser.

Das Wasserversorgungsnetz wird auf so-
genannten Roh rnetzplä nen dokumentiert.

Die Stadtwerke müssen lhr vorhandenes
Planwerk, welches durchschnittlich 25 Jahre
alt ist, aus verschiedenen Gründen, erneuern.

Der Stand der heutigen IT (lnformations-
technologie) und die Bereitstellung der ALK
(automatisierte Liegenschaftskarte) ermögli-
chen, auch einem relativ kleinem Versorgungs-
unter-nehmen mit nur einer Sparte (Wasser-
versorgung), die Umstellung von der analo-
gen Planhaltung zur digitalen Rohrnetz-
dokumentation.

Die sofortige Verfügbarkeit der aktuel-
len Grundkarte ist über die Trinkwasserver-
sorgung hinaus für die Bereiche Liegenschafts-
verwaltung (auch Hafenbetrieb), Anlagen-

vermögen mit dem Rohrnetzkataster und Si-

cherung der Leitungsrechte (Grunddienst-
barkeiten) i nteressant.

2 Analoge Planhaltung

D ie Verleg ung der vorhandenen Wasserver-
sorgungsleitungen, Hausanschlüsse, Armatu-
ren (2.8. Schieber, Hydranten, Druckminderer),
Bauwerke (2.8.: Hochbehälter, Pumpstationen)
muß in geeigneter Form von den Stadtwerken
dokumentiert werden.

Die analogen Daten liegen in den unter-
schiedlichsten Formen teilweise redundant als

Ausführungs- und Schadensmeldungen, Plan-
werken

in den Maßstäben 1 :1000, 1 :3000 und 1 :5000
sowie Handskizzen vor.

Das Hauptplanwerk besteht aus ca.250
Rahmenflurkarten im Maßstab 1:1000 .

Die Übersichtsp!äne im Maßstab 1:5000
(Basis: Deutsche Grundkarte 1:5000) werden
redundant zu den 1 :1000er Plänen gefuhrt.

Diese Übersichtspläne werden aus Sicher-
heitsgründen mikroverfilmt.

Der Maßstab 1 :1000 läßt ein genaues Zeich-
nen der Hausanschlüsse und Rohrnetzknoten
nur bedingt zu; Nebenzeichnungen sind bei
Leitungsknoten und umfangreichen Bemaßun-
gen notwendig .

Eine Umstellung auf eine Planhaltung im
Maßstab 1:500 ist aus Kostengründen unreali-
stisch und läßt bekanntlich das Kartenvolumen
auf das vierfache anwachsen.
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Bild 1: Analoge Rahmenflurkarte mit Rohrnetz'
knoten und Hausanschlüssen im Maßstab 1:1000

Die Rahmenflurkarten werden für das

Stadtgebiet von Wilhelmshaven vom Kata-

steramt Wilhelmshaven als Folie oder Papier-
pause bezogen. Für das Versorgungsgebiet
Jever ist das über 25 km entfernte Kataster-
amt in Varel zuständig.

Auf den Rahmenflurkarten (Folie) werden
die zu dokumentierenden Daten eingezeich-
net. Die Qualität der Pläne verschlechtert sich

infolge des Anderungsdienstes durch mecha-
nische Beanspruchung (Beschädigung der
Beschichtung und der Trägerfolie) und durch
Lichteinwirkungen.

Aus diesem Grunde müssen die Rohrnetz-
pläne nach spätestens 20 Jahren neu gezeich-

net werden, d.h. die Stadtwerke müssen ca.

15 Zeichnungen p.a. auf Basis der Rahmen-

f lurkarten im Maßstab 1 :1000,

neu erstellen.
Durch Fremdvergabe wurde ein Teil der

Modifikation und Neuerstellung der Rohr-

netzp!äne realisiert.
Die Sachdaten der Versorgungsleitungen

und Hausanschlüsse werden seit 1985 in ei-

nem E DV-Daten ba n ksystem (d BASE) gepf legt.

sches lnformations System, kurz GlS, einzu-
führen.

Die Planung und praktische Umsetzung
eines solchen Projekts wurde von den Stadt-
werken, ohne lnanspruchnahme eines exter-
nen Beratu ngs-u nterneh mens vorgenommen.

Folgende Vorgaben wurden für eine An-
gebotsabgabe a ufgestel lt (Auszug):

homogene und redundantfreie Plan-
ha ltung
die ALK soll als Grundlage dienen
Austauschbarkeit der Daten über die
EDB-

Schnittstelle mit anderen Anwendern
u m ei n Betriebsi nformationssystem a ufzu-
bauen, soll ein innerbetrieblicher Daten-
austausch über geeignete Schnittstellen
möglich sein (Finanzbuchhaltung, Ver-
bra uchsa brech n ug, Auftragsa brech-n u ng)
das Anlagenvermögen des Rohrnetzes ist
aus dem GIS zu errechnen
technische Berechnung des Rohrnetzes
ohne Personalmehraufwand sollen die
Fremdleistungen bei der Planhaltung ent-
fa llen
Auskünfte werden über Bildschirm, Aus-
druck, Plott oder Datenträger erfolgen
die Digitalisierung erfolgt über das,hy-
bride Verfahren" (1 .Schicht:ALK, 2.5chicht:
gescanntes vorhandenes Planwerk,
3. Schicht: digitalisierte Rohrnetzdaten)
die ALK soll neben dem BSPE-Format,

auch im F"in -Format einzulesen sein (Up-

date in einem zu bestimmenden Turnus).

selbstverständlich ist die Objektbildung
nach dem Objekta bbild u ngskata log
(OBAK).

der System-Anbieter stellt die Soft- und

die Hardware bereit, wobei die Hardware
und das Betriebssystem in die vorhandene

,,EDV-Landschaft" Passen muß .

Viele ,,große Anbieter" versprechen alle
Kriterien erfüllen zu können, sprengen damit

3 planung eines lnformationssystems aber den Leistungs- und Kostenrahmen, die

für das Rohrnetz Mehrzahl der Möglichkeiten eines großen 5y-

stems bleiben zudem ungenutzt. Unter den

Um die Leitungsdokumentation auf ein unbekannteren Anbietern tummeln sich vie-

zeitgemäßes Verfihren umzustellen, ent- le, welche keine echten GlS-Systeme anbie-

schlässensichdieStadtwerke einGeographi- ten. Nach Besuchen bei anderen VU, fiel
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schließlich die Entscheidung für das heute
eingesetzte System.

4 Einführung des GIS

4. 1 Geräteausstattu ng :

Da vom Bildschirm digitalisiert wird, somit
kein Digitalisierungstisch erforderlich ist, be-

schränkt sich die Mehrausstattung eines
E rfassu n gs-Arbe itsp I atzes a uf d i e Ansch aff u n g

eines PC (Pentium/90, 40 MB RAM) mit dem

entsprechenden 2 1" Bildschirm.
Zwei Bildschirmarbeitsplätze stehen den

drei Mitarbeitern zur Verfügung.
Über das vorhandene Netzwerk (Ethernet

RG58) sind die lokalen Rechner mit dem
Fileserver (DEC Alpha 1000 41233, 128 MB

RAM, 3 GB Festpl.) verbunden.

4.2 Software:
Als Datenbank wird Oracle eingesetzt, die

grafische Anwendung erfolgt mit dem Pro-

gramm lnfoNetz von der Firma GCE (Haßloch).

Die geografische Software ist auf den lo-
kalen Rechnern installiert, die Datenbank auf
dem Server. Die gesamte Datenhaltung er-
folgt wiederum auf dem Fileserver.

4.3 Teststellung:
Für die Dauer der Einfuhrungsphase wur-

de die Software für einen Teil des Anschaf-
f ungswertes von dem Anbieter zur Verfügung
gestellt, der nach Übernahme des Systems

angerechnet wurde. Die Hardware wurde di-
rekt zum Angebotspreis übernommen.

4.4 Personaleinsatz und Kosten:
Das größte Arbeitsvolumen der Erster-

fassung bewältigen zwei Mitarbeiterlnnen
über den Zeitraum von zwei Jahren . Schon

während der lnstallationsphase konnten die-
se sich mit dem System vertraut machen.

Es folgte eine einwöchige Schulung und

eine zweimonatige Ei narbeitungsphase.

Bild i: Zeitdiagramm, Personaleinsatz GIS

Die Ersterfassung wird ca. 8 Manniahre
erfordern.

DV-Orga
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Bild 2: Die ALK als Grundlage eines G/5
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Nach neun Monaten Erfassungsarbeit sind
bereits

28 o/o der Daten (ausgehend von 16.500
Hausanschlüssen, 500km Versorgungsleitun-'
gen und entsprechender Anzahl von Armatu-
ren) sowohl grafisch als auch alphanumerisch
erfa ßt.

Bei der mittelfristigen Kostenermittlung
ist festzustellen, daß die manuelle
Dokumentations-pflege ca. 40% mehr Kosten
verursacht als die digitale Datenhaltung. Trotz
lnvestition und Personalmehraufwand bei der
Ersterfassung, erwarten die Stadtwerke nach
funf Jahren eine Kostenreduzierung in die-
sem Bereich.

Fortführung:
Da alle Pläne nach dem Scannen als Raster-

daten, eingepaßt auf die ALK, bei der
Ersterfassung zur Verfügung stehen, ist eine
manuelle Fortführung der Rahmenflurkarten
nicht mehr erforderlich. AIle Anderungen im
Rohrnetz werden direkt digital erfaßt.

Die ALK wird, wie vertraglich geregelt,
einmal jährlich im ,Fortführungsformat" von
der zuständigen Katasterbörde auf Magnet-
band zur Verfugung gestellt und in das GIS-

System übertragen.

In Neubaugebieten und sonstigen Berei-
chen kurzfristiger Anderungen in der Grund-
karte, werden Gebäude und Grundstücke auf
einer getrennten Ebene gänzlich neu erfaßt.
Der Anwender erkennt nur an der Linien-
farbe, daß diese Einträge nicht aus der ALK
stammen.

6 Praktischer Einsatz des Systems

Die Stadtwerke Wilhelmshaven werden
nach der Ersterfassung das GIS einem prakti-
schen Einsatz zuführen.

5 Tägliche Arbeit:

Die Übernahme der ALK in das GlS erfolgt
menugeführt und wird vom Anwender selbst
durchgeführt.

Die eingelesenen ALK-Daten werden von
einem externen Dienstleister auf die Raster-

daten (gescannte RFK) eingepaßt und dienen
der primären täglichen Erfassungsarbeit.

Kernpunkt der Erfassung ist die Grafikdar-
stellung, ein Umschalten zu den Sachdaten
wird durch interaktive Abfragen weitgehenst
vermieden.

Vor Eintrag der Sachdaten werden diese

mit vorhandenen Unterlagen (Anderungs-,

Schadensmitteilungen und Bauausführungs-
zeichnungen) abgeglichen.

Bild 5: Rohrnetzplan mit ALK und
Rasterdaten unterlegt

6.1 Systemanwendung

Die geografischen und Sachdaten werden
der Rohrnetzabteilung an einem eigenen
Auskunftsplatz und auf mobilen PC's zur
Verfügung gestellt.

digitalisierte
Rolrrnetzdat,en

Topographie

aktrrcIle Inaer

Bild 4: Fünf Zeichnungen bilden das GIS

§frryr-
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Der Datenaustausch mit anderen VU und
a nderen i nteressierten Anwendern (Stadt-
planun§, Tiefbau, Bauträger usw.) wird
rea lisiert.
Die Verlegungsplanung erfolgt über das

GIS

Rohrnetzberechnungen werden durchge-
führt
Grundstücksverwaltungen und Leitungs-
rechte erfolgen mit Hilfe der ALK
Ausbau des GIS zu einem BIS (Betriebs-

informationssystem) mit lntegration der
Fibu (Anlagenvermögen) und Verbrauchs-
abrechnung (Wasserzähler- und Kunden-
daten)

6.2 Optimierung der ALK

Da sich die Bemaßungen in den Rohrnetz-
plänen auf Gehwege, Gewässer, Deiche
usw. beziehen und auch bei Planungen
von Baumaßnahmen die Topographie zu

berücksichtigen ist, sollte die ALK, wie die
ursprüngliche Rahmenflurkarte aufgebaut
sein (Gehwege, Böschungen, Deiche usw.)
Bei der Fortführung sollten neue und
geänderte Objekte dem Anwender gra-
fisch oder durch Listendruck, kenntlich
gemacht werden.
Der Updatepreis für die ALK-Fortfuhrung
soll sich nicht aus einem pauschalem Pro-
zentsatz der Anschaffungskosten ermit-
teln, sondern nach der tatsächlichen Lei-
stung , z.B. nach Anzahl der geänderten
Objekte.
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öfentl ich-rechtl iche Festleg u ngen
r Attribute emanzrpieren sich

von Anneg ret Kä hler-ltier

Leben heißt Probleme lösen
... und Weichen stellen?

Der Philosoph Karl R. Popper hat in seinen
Schriften und Vorträgen das Schema ,, Pro-

blem - Lösungsversuch - Elimination" als ent-
scheidende Überlebensstrategie aller Orga-
nismen herausgestellt und in der Anwendung
dieser Strategie zu dem wesentlichen Unter-
schied zwischen einer Amöbe und Albert Ein-
stein ausgeführt: die Amöbe wird elimi-
niert, wenn sie Fehler macht. ... Einstein sucht
nach Fehlern . Er kann das, weil seine Theorie
nicht Teil von ihm selbst ist, sondern weil sie
ein Objekt ist, das er untersüchen und bewußt
kritisieren kann. Er verdankt das der spezifisch
menschlichen Sprach€, und insbesondere auch
ihrer Tochter, der menschlichen Schrift ...'')

So gesehen sind Sprache und Schrift also

entscheidende Hilfsmittel der Menschen, um
ihr Überleben zu sichern. Mit ihnen können sie

für auftretende Probleme Lösungen theore-
tisch formulieren, Fehler suchen und falsche
Lösungsversuche vor der praktischen Anwen-
dung eliminieren. Damit erreichen sie, daß sie

nicht - wie die Amöbe - durch einen falschen
unmittelbaren Versuch vernichtet werden,
sondern statt sich selber, die falsche Lösung

sterben lassen und so überleben.
Blickt man nun auf die zunehmend kom-

plexen und nicht mehr nur regionalen Proble-
me der Menschheit - ich denke dabei insbe-

sondere an die Belastungen der Umwelt durch
lmmissionen, den Verbrauch lebenswichtiger
Ressourcen und die wachsenden sozialen
Spannungen - so fragt es sich, ob die her-

kömmlichen Hilfsmittel Sprache und Schrift
tatsächlich noch hinreichen, notwendige Lö-

sungsversuche zu formulieren - oder: lst es

vielleicht das Geheimnis der rasanten Entwick-
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trng der lnformations- und Kommunikations-
technik die Menschheit mit einer ,,Ehkelin der
Sprache und Tochter der Schrift" in die Lage zu
versetzen, kommende Probleme überhaupt zu
lösen? Sind die integralen lnformations- und
Kom m u n i kati onssysteme m it i h ren vielfä lti gen
Kom m u n i kationsd iensten d ie zu kü nfti gen, ei n-
zig adäquaten Hilfsmittel, um Lösungsver-
suche theoretisch zu formulieren, Fehler zt)
suchen und diese, statt der Menschheit, zt)
elimin ieren?

Aus diesem Blickwinkel kann man den Auf-
bau von Geoinformationssystemen (GlS) als

,,neue Sprache", mit der raumbezogene Sach-

verhalte begriffen und auf verschiedene Wei-
se formuliert werden können, durchaus als
Garantie verstehen, nicht in die Rolle der Amö-
be zu fallen.

Folgt man diesem Gedanken, so muß man
dem sich abzeichnenden Funktionswande! des
amtlichen Vermessungswesens, Stichwort,, ln-
tegrales lnformationssystem zum Grund und
Boden", e ine Dimension zugestehen, die über
die Bereitstellung von vorhandenen, historisch
gewachsenen Angaben, technisch aktuell und
am wirtschaftlichen Nutzerwillen orienti€ft,
hinausgeht. Ein solcher Funktionswandel zielt
dann nämlich auch darauf ab, daß ,,richtige"
Angaben bereitgestellt werden - Angaben, die
der Gesellschaft die Chance geben, auch die
richtigen Lösungsansätze zu formulieren. 5o

wie die Sprache und die Schrift erst durch die
richtige Wort-(aus-)wahl zu einem vernünfti-
gen Lösungsversuch führen, so bedürfen GIS

der richtigen Angaben -(aus-)wahl. Schließlich
war es nicht nur allein die Syntax der mensch-
lichen Sprache und Schrift, die Einstein erfolg-
reich die,,Popper'sche" Überlebensstrategie
anwenden ließ, sondern auch seine Fähigkeit
zu ihrer semantischen Gestaltung.



Wenn sich die Vermessungs- und Kataster-
verwaltung ,,ihrem" Funktionswandel auch in
dieser Dimension stellen will- und vielleicht ist
das ihr ,,Lösungsversuch " zum Überleben - so

muß sie mithin prüfen, ob die bereitgestellten
lnhalte ihrer GIS und deren Präsentation elner
gesellschaftlichen Zukunft genügen.

Dazu möge man sich auch vor Augen füh-
ren, daß das zur Erfassung der Grundsteuer
begründete Kataster nicht,,überlebt' hätte,
wäre es nicht zeitgerecht funktional auch ge-
eignet gewesen, um die Jahrhundertwende
den Aufgaben des amtlichen Verzeichnisses
im Sinne der Grundbuchordnung gerecht zu
werden, Mitte der dreißiger Jahre die Ergeb-
nisse der Bodenschätzung durch die Verschnei-
dung zum Eigentum nachzuweisen und An-
fang der sechziger Jahre durch Planungsun-
terlagen den Wiederaufbau zu fördern.

Überlebensmaßstab wäre also, ob wir als
Verwaltung in diesem Sinne Einstein sein
können?

Wer Ohren hat, der höre
... den Ruf der Zeit?

,,Ein Stein" dazu könnte mit Blick auf das
Problem ,,Überleben in einer belasteten Um-
welt" eine Emanzipation der bislang nur spo-
radisch und in der Regel nur im Automatisier-
ten Liegenschaftsbuch (ALB) zum Flurstück
gef u h rte n Attri bute m it öffe nt I i ch -rechtl i ch er
Bedeutung sein. lch denke dabei an öffent-
lich-rechtliche Bewertungen (2. B. Ergebnisse
der Bodenschätzung), Belastungen (2.B.
altlastenverdächtige Flächen) und Beschrän-
kungen (2.8. Schutzgebiete), die zusammen-
gefaßt unter dem Beg riff ,,öffentlich-rechtli-
che Festlegungen" inzwischen ein wesentli-
ches und auch wertbestimmendes Kriterium
des Grund und Bodens sind. Sie heute nur als
beschreibendes,,Anhängsel" der Buchungs-
einheit Flurstück zu sehen, genügt nicht mehr;
die Öffentlich-rechtliche Festlegung hat sich
als lnformation verselbständigt. Deutlich wird
dies an den bundes- und landesrechtlichen
Entwicklungen zum Erhalt einer funktionsfä-
higen Umwelt. So ist z. B. der Nachweis von

a ltlastenverdächtigen Flächen im Liegen-
schaftskataster nach dem Nds. Abfallgesetz
damit begründet worden, daß eine Flächen-
planung ohne Berücksichtigung der Eigen-
schaft als altlastenverdächtige Fläche verhin-
dert (Verwaltungsmoment), daß Personen,
die am Erwerb derartiger Flächen interessiert
sind, auf die Eigenschaft der Fläche hingewie-
sen (Transparenzmoment) und daß ein mögli-
cher Versuch, gutgläubigen Erwerb zu be-
ha u pten, a bgesch n itten (Rechtsmoment) wer-
den soll. Auch der mit der Zehnten Anderung
des Nds. Wassergesetzes vorgesehene Nach-
weis von Überschwemmungsgebieten im
Liegenschaftskataster wird mit dem besonde-
ren lnteresse einer Kenntnis an den damit
verbundenen Beschränkungen für den
Grundstücksverkehr und für die räumliche Pla-
nung begründet. Öffentl ich-rechtliche Festle-
gungen fließen somit zunehmend, unabhän-
gig von ihrer konkreten, eigentumsrechtlichen
(flurstücksbezogenen),,Verhaftung", in ge-
sellschaftlich und politisch bedeutsame Ent-
scheid u ngsprozesse ei n.

Wer offene Ohren hat, der also höre: die
Zeit ,,ruft" nach einem Register (Kataster), das
geeignet ist, über öffentlich-rechtliche Ver-
hältnisse des Grund und Bodens zu informie-
ren.

ln diesem Zusammenhang sei auch auf die
,,Clinton-Order" vom 1 1. April 1994 verwie-
sen, nach der, ,,utn das Ziel einer nationalen
lnformationsinfrastruktur voranzubringen
und verschwenderische Doppelarbeit zu ver-
meiden sowie ein effektives und wirtschaftli-
ches Management von Ressourcen durch den
Bund, die Bundesstaaten, die Bezirke und Städ-
te zu fördern ...", e ifle ,,elektronische Natio-
nale Verrechnungsstelle für raumbezogene
Geodaten " einzu richten u nd d ie ra u m-
bezogenen Geodaten ,,für die öffentlichkeit
verfügbar" zu machen sind.

Was also liegt näher als die Gunst der
Stunde zu nutzen und die Nachweise des amt-
lichen Vermessungswesens als lnformations-
träger für bodenbezogene Festlegungen zu
gestalten und so öffentlich-rechtlich festge-
legte Bewertungen, Lasten und Beschränkun-
gen für den Rechtsverkehr transparent zu
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machen? So wie privatrechtlich begründete
Lasten und Beschränkungen zentralim Grund-
buch offenbar werden, würden diese Festle-
gungen durch das ,,Kataster" gebundelt öf-
fentlich aufgezeigt - allerdings mit dem Un-

terschied, daß sie ,,nur" nachrichtlich und nicht
konstitutiv gefuh rt würden.

Weichen
... vor dem Abstellgleis?

Eine Weichenstellung fur diesen Weg soll
an einer aktuellen, gemeinsamen lnitiative
des Nds. Umweltministeriums und des Nds.

lnnenministeriums aufgezeigt werden.
Hintergrund ist, daß die Anwendung der

naturschutzrechtlichen Eingriffsregelungen
nach dem Nds. Naturschutzges etz zu vielfälti-
gen rechtsverbi nd I ichen Festl eg u n ge n2) sowi e

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen führt, de-
ren Art, Lage und Flächenumfang, insbeson-
dere auch wegen der unterschiedlichen Zu-

ständigkeiten und der damit verbundenen
Nachweisarten, nicht mehr vollständig über-
blickt werden kann. Daraus ergeben sich nicht
nur Probleme in der Ausführung der Maßnah-
ffi€, sondern auch in der langfristigen Pflege
und Sicherung der betroffenen Flächen. Von
Fachleuten werden deshalb zunehmend ein-
heitl iche,, Kom pensationsf Iächen kataster" be i

den u nteren Natu rsch utzbehörden gefordert.
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen könnten
dann nicht nur nach einheitlichen Kriterien
transparent gemacht und überregional abge-

stimmt werden, sondern wären auch für einen

effektiven Naturschutz auswertbar. Als

Mindestinhalt sollten neben den Fachangaben,

z. B. Art der Maßnahfft€, Vorhabenträger,
Zeitpunkt der Zielerreichung u. ä., auch An-
gaben zur Lage der Kompensationsfläche (Ge-

meinde, Gemarkung, Flur und Flurstück) und

zu den Grundstückseigentümern gef ührt wer-
den; zur ldentifizierung und Wiederauffin-
dung sollten die F!ächen nach den Vorstellun-
gen dieser Fachleute in einem Kartenausschnitt
mit geeignetem Maßstab, mindestens in einer
DGK 5, dargestellt werden.

Die Redundanz derartiger Angaben zu den
lnhalten des amtlichen Vermessungswesens
war Anlaß zu Gesprächen zwischen beiden
Ministerien. Man verständigte sich schnell
darauf, den Gesprächskreis zu erweitern und
mit Vertretern der Bezirksregierungen, des

Nds. Landesamtes fur Ökologie, des Landkreis-
und des Städtetages, die mögliche Nutzung
der ,, Ressou rcen " der n iedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung zu prü-
fen. Überraschendes Ergebnis dieser Runde
war, daß allein schon eine flurstücksbezogene
Verknüpfung, z.B. durch einen Hinweis im
Li egenschaftskataster, das vo rd ri n g I ichste Pro-

blem der zuständigen Stellen, die mit Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen behafteten
Flächen überhaupt zentral zu ,,registrieren ",
lösen würde. Die Nutzung des ALB oder der
Automatisierten Liegenschaftskarte (Alf)
würde zudem den im Aufbau befindlichen,
automationsgerecht geführten Fachdaten-
banken eine umfassende GIS-Lösung zur Füh-

rung eines Kompensationsflächenkatasters
erleichtern.

!m nächsten Schritt wurde deshalb mit in-
teressierten zuständigen Ortsinstanzen, dem
Landkreis und der Stadt Osnabrück sowie der
zuständigen Vermessungs- und Kataster-
behörde beraten, ob und unter welchen Be-

dingungen ein gemeinsamer Weg realistisch
wäre. Dabei zeigte sich, daß alle Betroffenen
eine Zusammenarbeit nicht nur wirtschaftlich
für geboten hielten, sondern im Hinblick auf
die zukünftige luK-Entwicklung nur auf der
Basis a utomationsgerechter Vera rbeitu ng u nd
unter den Aspekten eines GIS-Managements
für sinnvoll ansahen. Die vorhandene Ausstat-
tung und die Leistungen der dort im Aufbau
befindlichen Systeme bestätigte zudem die
richtige Vorstellung der Vermessungs- und
Katasterverwa ltu ng, Fachdaten ban ken a nde-

rer Behörden vom Grundsatz her auf die Basis

der Nachweise des amtlichen Vermessungs-
wesens zu stellen. Beim Landkreis Osnabrück
wird ein auf ATKIS basierendes GIS für die

kommunale Verwaltung aufgebaut, das so-

wohl auf das ALB als auch zukünftig auf die
ALK zurückgreift; bei der Stadt Osnabrück
liegt die ALK flächendeckend vor und soll die

26



Grundlage für den Aufbau eines Umwelt-
informationssystems bilden. lm Bewußtsein,
daß z. Z. noch nicht alle betroffenen Orts-
instanzen über solche (guten) Voraussetzun-
gen verfügen, kam man gleichwohl überein,
model I haft ei nen a utomationsgerechten Nach-
weis von Kompensationsflächen durch eine
optimierte Verknüpfung mit den Nachweisen
des amtlichen Vermessungswesens zu verwirk-
lichen. Dazu sollen die mit dem Plan- und
Geneh m ig ungsvorha ben festgelegten Flächen
mit einem Hinweis auf die zuständige Stelle
und einem Ordnungsmerkmal in die Nachwei-
se des amtlichen Vermessungswesens über-
nommen werden und so als Verknüpfungs-
element den Zugriff zu allen für den Aufbau
und die Verwaltung des Kompensations-
flächenkatasters erforderlichen Angaben si-

cherstellen
Fü r d ie Vermessu ngs- u nd Kataster-

verwaltung beinhaltet diese GlS-orientierte
optimierte Nutzung, daß die Öffentlich-recht-
liche Festlegung,,Kompensationsfläche" als
eigenständiges Objekt mit den Attributen
,,zuständige Stelle" und,,Verknüpfungs-
merkma!" in der ALK zu führen ist. Zielset-
zung muß dabei sein, spätestens mit der Inte-
gration der ALK- und AlB-Datenbanken alle
Nutzungskriterien für ein automations-
gerechtes Kompensationsflächenkataster er-
füllen zu können. Dersofort realisierbare Nach-
weis im ALB kann die GlS-orientierte Nutzer-
anforderung nicht erfüllen. Mit ihm wäre kei-
ne Regelgrafik zu erzeugen, die Festlegung
würde nicht eigenständig, sondern l:l mit
dem Flurstück verknüpft geführt, so daß auch
mit jeder Fortführung Rückfragen verbunden
wären und mit der lntegration der ALB- und
ALK-Datenbanken eine Nacherfassung erfor-
derlich würde.

Da dieser hohe, für dieZukunft aber einzig
realistische Anspruch an das Modell auf bei-
den Seiten noch Vorarbeiten erfordert, ist das
Vorhaben auf zwei Jahre angesetzt worden.
Nach der Definition einer Austausch-
schnittstelle soll der Nachweis der Fläche in
der, ALK und die Verknüpfung mit den Fach-
dateien der unteren Naturschutzbehörden
getestet werden. Anschließend soll in zwei bis

drei Umlandgemeinden der Stadt Osnabrück
sowie im Stadtgebiet mit Pilotverfahren der
systematische Aufbau eines Nachweises an-
laufen. !m Ergebnis soll im IV. Quartal 1998 ein
funktionsfähiges Modell stehen, das auf der
Seite des Nds. Umweltministeriums und der
Kommunen als Angebot fur die Führung eines
Kom pensationsf lächen katasters vorgeste I lt
werden kann und auf der Seite des Nds. lnnen-
ministeriums und der Vermessungs- und
Katasterverwaltung als Maßstab des zukunfts-
o r i e nti e rte n N a chwe i ses vo n Öffe nt I i ch- recht-
lichen Festlegungen, insbesondere auch hin-
sichtlich des automationsgerechten Mittei-
lungsverfahrens, gelten sol l.

Bei aller Tatkraft der Beteiligten dieser
lnitiative, und ich möchte bei dieser Gelegen-
heit insbesondere auch die für die Zusammen-
arbeit der betroffenen Stellen entscheidende
offene Haltung der Vertreter des Nds. Land-
kreis- und Städtetages erwähnen, darf der
Blick auf die Rechtslage allerdings nicht ver-
gessen werden denn auch hier sind noch
Weiche n zu stellen !

Zur Zeit sind lediglich der Nachweis der
Ergebnisse der Bodenschätzung, von Altla-
sten und altlastenverdächtigen Flächen, von
Vorkaufsrechten des Landes und von Wasser-
sowie Heilquellenschutzgebieten direkt auf
der Grundlage des Nds. Vermessungs- und
Katastergesetzes und indirekt der Nachweis
von Beschränkungen nach dem Flurberei-
nigungsgesetz und dem Baugesetzbuch recht-
lich begründet. Der Nachweis von Kom-
pensationsflächen oder anderen öffentlich-
rechtlichen Festlegungen bedarf formal noch
ei ner Rechtsg ru nd lage.

Nach geltendem Recht kann dies das Fach-
ministerium durch Verordnung regeln. Bei der
derzeitigen und historisch gewachsenen Auf-
ga benstel I u n g der Vermessu ngs- u nd Kataster-
verwa ltu ng u nd im H in blick a uf d ie
,, E instein'schen Ansätze ", insbesondere der
Grundidee der ,,Transparenz der öffentlich-
rechtlichen Festlegungen", wäre das jedoch
keine Weichenstellung ,,auf volle Fahrt vor-
aus". Dafür ist eine grundsätzlich geänderte
Standortbestimmung der Vermessungs- und
Katasterverwaltung auf neuer gesetzlicher
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Basis erforderlich, deren erste Weichen dazu

allerdings schon mit dem Beschluß des nieder-
sächsischen Kabinetts zur Digitalen Karte von

1990 gestellt und durch den Entwu rf zur Neu-

fassung des Nds. Vermessungs- und Kataster-
gesetzes geleistet worden sind. Die Leitge-

da n ken sind insbesondere a uf der
Behördenleitertagung in Verden 1995 von
Herrn H. Möllering und Herrn Dr. H. Sellge in

einem gemeinsamen Vortrag3) vorgestellt
worden. Das amtliche Vermessungswesen muß

sich danach nicht nur der Landesaufgabe stel-
len, ein Landesbezugssystem zu schaffen und
wesentliche Angaben zur Topographie und
zu den Liegenschaften nachzuweisen, son-
dern auch auf rechtsvorschriftl ich begründete
Öffentl ich-rechtl iche Festleg u n gen h i nweisen.
Dieses,,lntegrale lnformationssystem zum

Grund und Boden" soll dann auch vor allem
drei wesentliche Funktionen erfüllen:

eine Basisfunktion für alle raumbezogenen
lnformationssysteme des Landes, die z, B.

mit dem vorgestellten Modellvorhaben
vorgesehene optimierte Nutzung der Nach-

weise soll zur Pflicht für alle Landesbehör-
den werden, soweit es für die jeweilige
Aufgabenerfüllung erforderlich ist,

eine Transp arenzfunktion vor allem für
den Rechtsverkeh r a ls nach richtlicher
lnformationsträger f ü r wesentliche Öffent-
lich-rechtliche Festlegungen am Grund und

Boden; d. h., in diesem Bereich ist z. B. die
optimierte Nutzung durch die Landesbe-

hörden gegenseitig zu begründen mit der
Folge, daß die zuständigen Stellen auch

gesetzlich verpflichtet werden müssen,

erforderliche Angaben der Vermessungs-

und Katasterverwa Itung m itzutei len,

eine Öffentlichkeitsfunktion; d. h., das

Nutzungsrecht ist unter Abwägung und in

Abstimmung mit dem Datenschutz mö9-
!ichst weiträumig zu gestalten.

Sollte es uns gelingen, den Standort des amt-
lichen Vermessungswesens nochmals den ge-

sellschaftlichen Entwicklungen funktiona!
anzupassen, in neuen Dimensionen zu den-

ken und rechtzeitig die weichen zu stellen,

werden wir sicherlich auch unsere,,Über-
lebensprobteme" lösen können - letzlich auch
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im Sinne von Hermann Hesse, der Probleme als

die Probleme sah, zwischen denen sich die

für's Leben nötige Spannung erzeugt!

1) Vortrag, gehalten in Zürich, August 1985, veröf-
fentlicht in: Alles Leben ist Problem lösen, von Karl R.

Popper, erschienen 1994, Verlag R. Pieper GmbH &
Co. KG, München.
2) Den Ergebnissen von Hoffman & Hoffmann (1990)

zufo!ge, sind die niedersächsischen unteren
Naturschutzbehörden jährlich schätzungsweise an
15 000 Eingriffsvorhaben beteiligt. Das sind etwa
4 500 Eingriffsvorhaben je untere Naturschutz-
behörde seit Einführung des Niedersächsischen
Naturschutzgesetzes von 1 981 .

3) Nachrichten der Niedersächsischen Vermessungs-
und Katasterverwaltung Heft 311996



Mit GPS sichere Ems-Passage des
,,GALAXY"
Von Martin Strerath und Volker Wegener

1 Einleitung

Das Dezernat Grundlagenvermessung der
Abteilung Landesvermessung des Nds. Landes-
verwaltungsamtes errichtet in einem mehr-
jährigen Programm GPS-Permanentstationen.
Bereits 10 Stationen, schwerpunktmäßig im
Bezirk Weser-Ems, sind in Betrieb. Jede dieser
Stationen ist mit einem GPS-Empfänger aus-
gestattet, der mit Hilfe von Satelliten im diffe-
rentiellen Modus eine hochgenaue Punkt-
bestimmung auf wenige mm ermöglicht. lm

Kre uzf ahrtschiffes

Rahmen des Satellitenpositionierungsdienstes
(SAPOS) der Arbeitsgemeinschaft der Vermes-
sungsverwaltungen der Länder der Bundesre-
publik Deutschland (AdV) ist neben den geo-
dätischen Anwendungen die Nutzung der Da-

ten der GPS-Permanentstationen in vielen an-
deren Bereichen der Positionsbestimmung und
Navigation möglich (multifunktionale Nut-
zung).

SAPOS umfaßt vier Bereiche mit unter-
schiedlichen Eigenschaften und Genauigkei-
ten:

Name

EPS

H EPS

GPPS

GHPS

Bereich Gena u ig keit

Hochpräziser Echtzeit Positionierungs - Service 0.01 bis 0.05 m

Geodätischer Präziser Positionierungs - Service ca. 0.01 m

GeodätischerHochpräziserPositionierungs-Service<

Von einer Anwendung im EPS-Bereich soll im folgenden berichtet werden.

2 MV,,GALAXY" nahm Hürde Ems im
zweiten Versuch

Nachdem am Sonntag dem 13. Oktober die
Überfuhrung des Kre uzf ahrtschiffes
,,GALAXY" von Papenburg in das nieder!ändi-
sche Eemshaven wegen Niedrigwasser ver-
schoben werden mußte, klappte es am Mitt-
woch, dem 15. Oktober. Um 14.00 Uhr, eine
halbe Stunde später als geplant, hatte das
größte je in Deutschland gebaute Kre uzf ahrt-
schiff die Schleuse in Papenburg passiert, o€-
ben der Eisenbahnbrücke in Weener einer der
Engpässe der Überführungsfahrt in die Nord-
see ( Abbildung 1a, 1b und Abbildu ng2a,2b).

Abb. 1a: Durchfahrt Sch/euse Papenburg
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Abb. 1 b: Bildschirmausdruck Durchfahrt Schleuse Papenburg
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{:

Abb. 2a: Eisenbahnbrücke Weener
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Abb. 2b: Passage der Eisenbahnbrücke Weener

Die 77.700 BRZ große ,,GALAXY' (Abbil-
dung 3), ausgelegt f ur knapp 1900 Passagiere
und 900 Personen Besatzung, ist das zweite
Schiff einer Dreier-Serie der Meyer-Werft in
Papenburg für die griechisch-amerikanische
Reederei Celebrity Cruises, Miami. Einen wei-
teren Luxusliner dieser Kategorie, die
,,MERCURY' , wird die Meyer-Werft im näch-
sten Jahr an ihre Auftraggeber abliefern.

Zur problemlosen Bewältigung der Ems-
Passage hat die Erfahrung der Meyer-Werft
aus der Überführung von Kreuzfahrtschiffen
von Papenburg in die Nordsee wesentlich bei-
getragen. ln Vorbereitung der Fahrt der
,,GALAXY' hatte die Werft die Firmen STN-
Atlas Elektronik GmbH und Seven C,s beauf-
tragt, die aus ihren Erkenntnissen früherer
ÜberfUhrungen entwickelten Gedanken in
eine technische Realisierung umzusetzen. Er-
gebnis dieser Arbeiten war ein Navigations-
system der Firma STN-Atlas Elektronik GmbH ,
das im Kern die Kombination eines Radarge-
rätes mit einer elektronischen Seekarte ist.
Diese von der Firma Seven C's bearbeiete
Karte stellt den gesamten Seeraum um das

Schiff einschließlich der fur die überführung
maßgebenden Topographie sowie die gelten-
den Verkeh rsregeln u nd Seezeichen da r.
Grundlage ist die Bundeswasserstraßenkarte
der Bundeswasserstraßenverwaltung. Durch
hochgenaue Ortsbestimmung mit Hilfe des
satel I itengestützten Position ierungssystems
GPS und Kopplung mit anderen Sensoren wie
z. B. einem Kreisel, wird das Schiff ständig
lagerichtig a uf dem B ildsch irm des Navigations-
systems dargestellt. Vorab wurde dieses Sy-
stem in diversen Simulationen überprüft und
mit den Vorgaben der Meyer-Werft aus den
bisherigen überfuhrungen vergl ichen.

Aufgabe des Dezernats Grundtagen-
vermessung der Abtei ! u ng Landesvermessu ng
des Nds. Landesverwaltungsamtes war die
Bereitstellung von GPS-Korrekturdaten, utn
die Position des 264m langen und 32m breiten
Schiffes mit einem Tiefgang von 7.20m in dem
nur wenig tieferen Fahrwasser der Ems wäh-
rend der Überführung kontinuierlich den An-
forderungen entsprechend bestimmen zu kön-
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Abb. 3: Die ,,GALAXY" beim Verlassen des Werfthafens

3 Navigation mitGPS-Korrekturdaten

Für die Überfuhrung wurden die GPS-

Korrekturdaten der Permanenstationen Leer

und Emden (Knock), die im 2 Meter Frequenz-

band mit einem Datenfunkgerät abgestrahlt
werden, genutzt. Als redundante Stationen
standen Norderney und Hannover zur Verfü-
gung.

Die Lage dieser Stationen ist auf wenige

mm im Satellitensystem ETRS-89 bekannt, so

daß durch Vergleich der Absolutposition mit
der sollposition hochgenaue GPS-Korrektur-

daten berechnet werden können. Die

Korrekturdaten werden jede sekunde an ein

Datenf unkgerät übergeben und auf einer von

fünf für die AdV genehmigten Frequenzen
(zwischen 160,230 MHz und 164,890 MHz)

abgestrahlt. Zusätzlich bestand die Möglich-
keit, die Korrekturdaten auch von der GPS -

Permanentstation Hannover über ein Telefon
(D1, D2 oder E Netz) zu beziehen. Die GPS-

Korrekturdaten werden im international an-

erkannten Format RTCM SC 104 Version 2.0

a bgegeben.
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Die Stationen sind bereits seit längerer
Zeit in Betrieb, einzig die Station Leer mußte
mit einem Datenf unkgerät und weiterer Peri-

pherie (Antenne, Kabelverbindungen, Unter-
b rech u n gsf re i e Stro mve rso rg u n g) a usg e rüstet
werden.

An Bord der ,,GALAXY" wurden die
Korrekturdaten mit einem Datenfunkgerät
empfangen und direkt in einen geodätischen

GPs-Empfänger vom Typ TRIMBLE SSi weiter-
gegeben. Der GPS-Empfänger hat jede Sekun-

de eine Positionsbestimmung unter Nutzung

der Korrekturdaten durchgeführt. Anschlie-

ßend wurden die gerechneten Koordinaten
an das Navigationssystem auf der Brücke zur
Darstellung der Schiffsposition in der elektro-
nischen Seekarte weitergegeben.

Die ldentität dertatsächlichen Position und

der Bildschirmdarstellung war während der
gesamten Überführungsfahrt vorhanden, wie

auch Abbildungen 1 a (Foto) und 1 b

(B i ldsch i rma usd ruck) ei nd rucksvo I I ze i gen (vg I.

Abstand zwischen Schiff und Mole).
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Abb. 4: Fahrstrecke Papenburg - Eemshaven

4 Epilog

Am Donnerstag, gegen 9.30 Uhr machte
das 77.7 OO-Ton nen-Sch iff i m n iederlä nd ischen
Eemshaven fest. Dort sollte d ie Enda usrüstu ng
des Kreuzfahrtschiffes erfolgen. Eine Heraus-
forderung auch für die neuzeitlichen Aufga-
ben der Landesvermessung in Niedersachsen
hatte ihren erfolgreichen Abschluß gefunden.

Spätestens in einem Jahr wird unter Nut-
zung modernster Navigationstechniken das
Schwesterschiff der,,GALAXy", die,,MER-
CURY', die Ems-Passage bewältigen.

Aurich

Wiesmo

Zwisc hena hr

apenburg
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Oberer G utachteraussch u ß

Hannover im lnternet
Von Michael Schraad

Gliederung

1 Einleitung
2 Das Web-Angebot des

Oberen Gutachterausschusses
3 HTML-Grundlagen
4 Erstellung der Web-Site
5 Übertragung der Web-Site
6 Schußbemerkungen

1 Einleitung

In ju ngster Zeit ist d ie N utzu ng des lnternets
geradezu explosionsartig gestiegen. Neue ln-

formationssysteme wie das World Wide Web
(\ A ArV), der wichtigste Dienst im lnternet,
und komfortable grafische Oberflächen er-

lauben den direktenZugriff auf angebotene
lnformationen in der ganzen Welt. Das World
Wide Web ist zu einem neuen lnformations-
raum geworden. Texte, Bilder, Ton- und Film-

sequenzen können sekundenschnell abgeru-
fen werden.

Ebenso haben sich die Zugangsmög-
Iich keiten zu m lnternet wesentlich verbessert.

Auch außerhalb von Großstädten ist es jetzt
flächendeckend mög I ich, ei nen Ei nwäh I knoten

ei n es Service-Provi ders (An b i eters) i m O rtsnetz-

bereich zu finden.
All diese Entwicklungen machen es für den

Oberen Gutachterausschuß für Grundstücks-

werte für den Regierungsbezirk Hannover
interressant, seine Pf lichtaufgabe gemäß §195

Baugesetzbuch, der Schaffung von Transpa-

renz auf dem Grundstücksmarkt, auch mit
Hilfe dieses neuen Mediums zu erfüllen.

Der folgende Beitrag beschreibt den Weg

der Erstellung einer web-site (- Gesamtheit

aller Dateien eines Web-Angebotes) am Bei-

spiel der lnformationen des oberen Gutach-
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terausschusses über den Grundstücksmarkt im
Regierungsbezirk Hannover. Auf die techni-
schen Grundlagen und Möglichkeiten des

lnternets - seine Kommunikationsprotokolle,
den Modemzuga ng, d ie versch iedenen
lnternet-Dienste - soll hier nicht näher einge-
gangen werden. Diese werden bei Grunau [1]
besch rieben.

2 Das Web-Angebot des Oberen Gutach
terausschusses

Während der Konzeptphase wurden zu-
nächst einige grundsätzliche Vorgaben bezüg-
Iich lnhalt und Aufbau der zu erstellenden
Web-Dokumente formuliert. Dazu gehörten
u.a.:

die Beschränkung auf allgemeine lnforma-
tionen über den Grundstücksmarkt,
die Werbung für das Produkt "Grundstücks-

marktbericht 1995",
die Veröffentlichung seiner Bezugsquel-
!en,

die Beschreibung der Aufgaben der Gut-

achteraussch üsse, sowie
die Abbildung einer Bodenrichtwertüber-
sicht für den gesamten Regierungsbezirk
Neben dieser inhaltlichen Festlegung wa-

ren für den Aufbau der Hypertext-Dokumente
eine einfache Verweisstruktur (ohne unnötige
Querverweise) und ein optisch einheitliches
Bild gefordert.

Um die Übertragungszeiten so gering wie

möglich zu halten, durfte der lnhalt einer
Hypertextseite die Größe von 30 Kbyte nicht

ü be rsch reiten
Die oben genannten Vorgaben bestimm-

ten schließlich Aussehen und lnhalt der

Homepage (= erste Seite einer Web-Site) des

Oberen Gutachterausschusses. Diese ist in zwei

Regierungsbezirkfür
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Abb. 1: Die Homepage des Oberen Gutachterausschusses und ihre adriie im tnteinet

Bere iche a ufgetei lt, wobei das I n ha ltsverzeich-
nis der Web-Site ständig sichtbar am Iinken
Bildrand erscheint. ln einem zweiten Fenster
wird das jeweils aufgerufene Hypertext-Do-
kument dargestellt. Abbildung 1 zeigt das
Web-Angebot des O beren G utachtera ussch us-
ses, das mit den entsprechenden Kapiteln des
G ru ndstücksma rktberichtes identisch ist.

Die speicherintensiven Bodenrichtwert-
übersichten mußten in kleinere Abschnitte
unterteilt werden. lhre Auswahl steuert der
Benutzer mit Hilfe interaktiver Karten.
Pfeiltasten ermöglichen die Anzeige angren-
zender Bereiche (siehe Abb. 2).

3 HTML - Grundlagen

Um den Weg der Erstellung eines Hyper-
text-Dokumentes beschreiben zu können, soll
zunächst eine kurze Erläuterung der Hyper-
text Markup Language (HTML) und ihrer
Sprachelemente gegeben werden:

Jedes V\ru\Arv-Dokument wird mit Hilfe der
Hypertext Markup Language erstellt. Dahin-
ter verbirgt sich nichts anderes als ein Text-
dokument im einfachen ASCII-7-Bit-Zeichen-
satz. Erst ein spezielles Programm, auch V\AA rV-

Browser l2l genannt, setzt aus den ASCII-Zei-
chen die fertige Web-Seite zusammen. Das
Textdokument ist mit Steuerzeichen (Tags)
angereichert, die dem Browser mitteilen, wel-
cher Part z.B. als Titel oder Gliederungsüber-
schrift dient und welche Passagen Verknüp-
fungen zu anderen Dokumenten (Hyperlinks)
repräsentieren (siehe Abb. 3) .
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lnterakUve Karte:
Ubtrsictü über Bodenricltuuerte
Rqirungsbezirk Hannorrer

Hicken Sie in den
Bereich, aus dem §ie
Bodenrichturerte
henütigen !

l-and*lels
Hannover

Abb. 2: lnteraktive Karte "Übersicht Über Bodenrichtwerteo
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Datei Bearbeiten Betrachten Tools Optionen Fenster Hilfe

Block SVe Tags )
Logical Font Style Tags )
Physical Font Style Tags )
Üherschriften
I isten und geuröhnliüe Tags
Formular Tags
Tabellen Tags
Mathematische Tags
SSI+ Tags

HTilL>
HEAD>
TITL E > I n h a h G run dst&u u m I ; c,lsm a rldb e ri cht< ff ITL E >
/HEAI}>
BODY bgcolor"itFFFFEl 1
lB aliqn-centeplnhaltsrerzeichnis des Grundst&uuml:clcsmarkherichtes</H3

lDIClassfSprache...

tnker I Link...
Bitd...
Figur,..

l*lomentenes Datum I Zeit
Hexa d ezimaler Farhrrert

<tP Gliederungsüberschriltafi ryifft:15></td>
<td>
<table>
<tr>
41{ sifrft:il1>(ftd>
41{ si{1ft=4m><ftd>
<td widtlF40 ali gn=centep< b>Seite</h>< /td >
</t>
htr>
<td aligrcenter uali gn:top>< h>l<tt><ltd>
<td> < h>Allgemeines </h>< hr>

<A HREF'uQaben.htntl.lt#lfl; Grttldtter.rsdr&uumlpso und lhre Aufgaben </Är<bp]- Eyperllnk<A HREF-lntrlCber.htnll2t#lf,l; GrundC&uunl;clcmarLlberlcht(/A> <br> J
l3&#lf,l; Oer Regierung:üerlrl Hannouer <br>
&#lf,l;&illfl;t#lfl;t#lfll;l#lfl;&#tfl;l#1fl|;13.1 Regionrle Rahmenbedingungen <br>
&#lf,l;&tütfl;t#tfll;t*tfl;t#lf,l;tflf,!;t#lfl;132 tYlr§drafrlldre Rahmenbedlnsunlen <br>

Abb. 3: HTML-Quellcode u. Seine Darstellung im Web-Browser (Netscape Navigator)

Inhaltsvmcünlrnis des Gmdsffidsmarktbffidrtcs

I Allgemeines
1.1 Gutachterausschüsse und itre Aufeaben
1.2 Grundstricksmarktbericht
1.3 Der Regieruqgsbezfok lla'rrorer

1. 3. 1 Regfonale Rahmeobediqgrrqgen

1 . 3. 2 Tfmschatriche Rahmenbediqgrmgen

L Gliedenmgs-
J überschrift,

Seite

1

1

1

2

2
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Durch das Frame-Konzept ist es möglich,
das Fenster, in dem der Www-Browser ein
HTML-Dokument darstellt, in mehrere kleine-
re Unterfenster aufzuteilen, in denen dann
unabhängig voneinander einzelne HTML-Do-
kumente oder Teile solcher Dokumente zur
Anzeige gebracht werden können. Eine sinn-
volle Anwendung dieses HTML-sprach-
elementes ist z.B. die Abbildung eines Menüs,
ei ner Tool ba r, e i nes I n ha ltsverzeich n isses oder
eines Firmenlogos in einer linken Spalte, wäh-
rend in einem anderen Fenster der eigentliche
lnhalt dargestellt wird (siehe Abb.t).

Bei lmagemaps handelt es sich um Grafi-
ken, die beliebig viele Bereiche enthatten kön-

Es gibt zwei Gruppen von Tags, öffnende
(<Befehl>) und schließende (</Befehl>) Tags.
Sie treten paarweise auf und klammern den
Darstellungsteil ein.

Die Grundstruktur einer HTML-Seite ist
dabei immer die gleiche. Die gesamte Seite
wird von <HTMb...</HTML> eingeschlossen
und besteht im wesentlichen aus dem Kopf
(<HEAD>. ..4HEAD>) und dem Dokumenten-
körper (<BODY>...</BODY>), der den darzu-
stellenden Text und die Abbildungen enthätt.

Weitere HTML-Features, die bei der Erstel-
lung der Web-Site des Oberen Gutachteraus-
schusses eine wesentliche Rolle spielten, sind
die sogenannten "Frarnes" und "lmagemaps,,.
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nen, die beim Anklicken zu unterschiedlichen
Adressen verzweigen. So stelltz.B. die Abbi!-
dung des Regierungsbezirks ein solches
lmagemap dar, das je nach Anwahl eines
Bereiches (hier Landkreis) zu einem weiteren
lmagemap und schließlich zur Bodenricht-
wertübersicht verzweigt (siehe Abb. 2).

Auf eine weitere Beschreibung der HTML-

Sprache soll an dieser Stelle verzichtet wer-
den. Eine umfassende HTML-Dokumentation
liefert Münz t3] direkt im lnternet.

Wesent! ich zeita ufwend i ger gesta ltete sich

die Darstellung der Bodenrichtwertüber-
sichten (siehe Abb. 2). Hier waren zum einen
ca. 120 gleichgroße Abbildungen aus dem
Grundstücksmarktbericht einzuscannen, zum

anderen mußte die gleiche Anzahl von Berei-
chen innerhalb der lmagemaps definiert wer-
den, die auf diese Abbildungen verweisen.
Hilfreich war dabei ein spezielles Tool [5], das

die Aufteilung der Imagemap in Polygone
und gleichzeitige Bestimmung der Bildschirm-
koordinaten gestattete (siehe Abb. 2 u. 4).

4 Erstellung der Web-Site

Um Dateien im HTML-Format anzulegen,
gibt es im wesentlichen drei unterschiedliche
Mög lich keiten:

Die erste besteht im direkten Schreiben
des HTML-Codes und des eigentlichen ln-
haltes in eine Textdatei. Um auf diese

Weise effizient zu arbeiten, ist eine 9e-
naue Kenntnis der Sprache erforderlich.
E infacher geht es m it H ilfe spezieller
HTML-Editoren. Diese verfügen in der
Regel über eine Buttonleiste und diverse

Menübefehle, um die HTML-Kommandos
in den Text einzufügen (siehe Abb. 3).

Die dritte Möglichkeit zum Herstellen von

HTML-Seiten sind HTML-Konverter, die

bereits i m Format ei nes Textvera rbeitu ngs-

programms existierende Dokumente in

HTM L-seiten umwandeln.
Bei der Erstellung der Web-Dokumente wur-
de ein Editor aus dem Sharewarebereich [4]

verwendet. Da sich das Angebot des Oberen

Gutacherausschusses auf lnhalte des Grund-

stücksmarktberichtes beschränkt, konnten d ie

Textinhalte aus der vorhandenen MS-Win-

word-Datei über die Windows-Zwischenab-
lage in den HTML-Quelltext eingefugt wer-

den. Die aus dem Grundstücksmarktbericht
übernommenen Grafiken wurden in das GIF-

Grafikformat konvertiert und mit dem Text

verbunden. Anschließend erfolgte die For-

matierung des Textes mit Hilfe entsprechen-

der HTML-Kommandos.
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5 Übertragung der Web-Site

lm lnternet werden Dateien zwischen zwei
Rechnern u.a. mit Hilfe des "File Transfer
Protocol" (FTP) übertragen. Es besteht aus

einer Sammlung von Befehlen, mit denen sich

der FTP-Server, hier der Rechner des regiona-
len Rechenzentrums Hannover (RRZN), und
der FTP-CIient, das Programm auf dem lokalen
Rechner, verständigen können. Der gängigste
Client unter Windows,'WS-FTP", ist als

Freeware erhältlich. Seine grafische Oberflä-
che (siehe Abb. 5) besteht im wesentlichen aus

zwei Spalten, die in je zwei Zeilen unterteilt
sind. Die linke Spalte enthält die Struktur der
lokalen Festplatte, oben die Verzeichnisse und

unten die Dateien. ln der rechten Spalte er-

scheint das Home-Verzeichnis des Oberen
Gutachterausschusses, sobald der Kontakt zum

Rechenzentrum hergestellt ist. Für die Über-

tragung von Dateien auf den Server des Re-

chenzentrums war es lediglich erforderlich,
die entsprechenden Dateien der lokalen Fest-

platte zu markieren und den Pfei! anzuklicken,
der in Richtung des Servers weist. Auf diese

Weise wurden ca. 300 Dateien, insgesamt 4

MB, übertragen
Die Einrichtung der Homepage erfolgte

schließlich durch das Regionale Rechenzen-

trum Hannover [7]. Es wurde dort ein Verweis

vom Home-Verzeichnis des Oberen Gutach-

terausschusses auf einen zentralen Fileserver
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Abb. 5: Übertragung der Web-Site mittels WS_FT\
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gelegt, der jedem WWW-Teilnehmer unter Literaturverzeichnis / Quellen
der Adresse: 

[1] Grunau, W.: Das lnternet - ein Medium auch für

http:ilsunt.rrzn.uni-hannover.detBezRes- ß:iY:#:::Xl3:ffi:?1"1,, Hert 3/e6; uRL: http:/
Hannoverlogahann.htm /www.fh-oldenburg.de/vdv

[2] Netscape Navigator; URL: http://www.nets-
cape.com

zugänglich ist' [3] Münz, s.: Das Kompendium für HTML-Entwick-
ler;
U RL: http://ourworld.compuserve.com/home-
pages/muenz/self html.htm

[4] Kenn Nesbitt's WebEdit 1.4b: Hypertext Markup6 schlußbemerkunsen 
ffiH[i*rr:r!,ffiil.1,":r-yl:j#,

Der vorliegende Beitrag hat ein einfaches [5] Mapedit 2'24: Ein wYs lwYc-Editor für www-

Verfahren zurveröffentlichung von Daten ifr?fiflih-w.bouteil.com/mapediu
des Grundstücksmarktes im lnternet aufge- [5] Schwarte, J.: Das große Buch zu HTML - Publizie-

DamitweitetderObereGutachterausschuß a7l Regio-nales Rechenzentrum Hännover (RRZN):

für den Bereich des Regierungsbezirks Hanno- Benutzung der 5un- und HP-Rechner;

ver sein rnrormations"nsÄbot über den U§:;[l§rff#]r[;li]i;i,|,'-hannover'de/
Grundstücksmarkt auch mit Hilfe dieser neu- [8] Grundstücksmarktbericht 1995 des Oberen Gut-
en lnformationstechnologie aus und hofft, achterausschussesfürGrundstückswertefürden

die Transparenz des hiesigen Grundstücks- Bereich des Regierungsbezirks Hannover

marktgeschehens zu stei gern.
Aufgrund der jetzt vorliegenden HTML-

Strukturen ist eine Aktualisierung dieser Da-

ten jederzeit mit geringem Aufwand möglich
und parallel zur jährlichen Veröffentlichung
des G rundstücksmarktberichtes geplant.

Darüberhinaus ist es vorstellbar, das lnfor-
mationsangebot um Aussagen zu ergänzen,
die dann nur gegen Gebühr abgerufen wer-
den können. ',: .'
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Buchbesprechung

Gruber, Franz Josef: Formelsammlung für das Vermessungswesen

Achte, bearbeitete und von Univ.-Prof. Dr.-lng. H.J. Meckenstock durchgesehene Auflage;
150 S. 195 Abb. DMlsFr 28,-; öS 207,-
(Dümmlerbuch 7908)

Das erstmals 1986 erschienene Buch liegt
nunmehr in der achten Auflage vor. Zielset-
zung des Werkes ist es, dem Auszubildenden
und dem Praktiker ein übersichtliches und
kompaktes Nachschlagewerk an die Hand zu
geben. Dementsprechend sind in elf Kapiteln
in komprimierter Form fast alle Bereiche ab-
gehandelt, die fur diesen Nutzerkreis von !n-
teresse sein können.

lm ersten Kapitel werden Allgemeine
Grundlagen dargestellt. Dazu gehören vor
allem Maße und Maßverhältnisse sowie Geo-
dätische Koordinatensysteme. Das zweite Ka-
pitel befaßt sich mit mathematischen Grund-
lagen und behandelt Differentialrechnung,
Matrizenrechnung, Ebene Geometrie und Tri-
gonometrie.

Danach folgen Kapitel über: Vermessungs-
technische Grundaufgaben wie z.B. Einfache
Koord inaten berech n u ngen, F lächen berech-
nungen und Flächenteilungen; Horizontal- und
Verti ka lwi n kel messu ng; Strecken messu ng m it
Meßbändern, optische Streckenmessung und
elektronische Distanzmessung einschließlich
Korrektionen und Reduktionen; verschiedene
Punktbestimmungsverfahren einschließlich
Polygonzug sowie Freie Standpunktwahl. ln
einem besonderen Kapitel werden die wich-
ti gsten E benen Tra nsformationen da rgeste I lt.
Daran schließt sich das Kapitel über Höhen-
messungen äh, unterteilt in Geometrisches
Nivellement und Trigonometrische Höhen-
bestimmung. lm Kapitel lngenieurvermessung
geht der Autor auf die Absteckung von Gera-
den und Kreisbogen sowie die Klotoide ein
und beschreibt ausführlich die Möglichkeiten
der Erdmassen berechn ung.

lm vorletzten Kapitel geht es um den all-
gemei nen Ansatz der Ausg leichungsrechnung
nach vermittelnden Beobachtungen, wobei
die Einzelpunktbestimmung und die Höhen-
netzausgleichung im Vordergrund stehen. Als
Letztes folgen die Grundlagen der Statistik.
Darin enthalten sind neben einer Darstellung
der wichtigsten Wahrscheinlichkeitsfunk-
tionen die bekannten Testverfahren und die
Formeln für die Berechnung von Standard-
a bwei ch u n ge n. Ta be I I en f ü r statistisch e Tests,
Literaturangaben und ein umfangreiches
Stichwortregister schließen das Werk ab.

Zu erwähnen ist, daß in geeigneten Fällen
zu den Rechenverfahren Formeln für die Er-
mittlung der Genauigkeit der Ergebnisse vor-
handen sind.

Wegen der Aktualität sollte im Hinblick
auf GPS das Buch um die Darstellung von
dreidimensionalen und ellipsoidischen Koor-
dinatensystemen sowie die damit zusammen-
hängenden Transformationen ergänzt wer-
den. Auch eine kurze Einführung in das zu-
nehmend an Bedeutung gewinnende Nor-
ma lhöhensystem wäre sinnvol l.

Der Leser findet in diesem Buch für einen
günstigen Preis eine Fü!le von lnformationen,
die in !eicht verständlicher Form vermittelt
werden. Das Werk ist deshalb jedem zu emp-
fehlen, der im beruflichen Alltag schnelle und
zuverlässige Hilfe benötigt.

H. Hahn

41



Bill, Ralf: Grundlagen der Geo-lnformationssysteme

Band 2: Analysen, Anwendungen und neue Entwicklungen, 1996. XlV,

463 Seiten mit 90 farbigen Abbildungen, Gebunden. DM 78,00.

H. Wichmann Verlag, Hüthig GmbH, Heidelberg, ISBN3-87907-228-0

Nach dem Band 1 ,,Hardware, Software
und Daten" (385 Seiten) von Bill/Fritsch be-

reits 1991 und 1994 als 2. Auflage erschienen
war, Iiegt jetzt auch Band 2 vor.

Der erste Band dieses Lehrbuches vermit-
telt Basiswissen zu den Geo-lnformationssy-
stem: Einführung in GIS (50Seiten), Hardware-
komponenten (46 Seiten), Softwareaspekte
(52 Seiten), Erfassung raumbezogener Daten
(44 Seiten), Datenmodellierung (50 Seiten)
und Datenbanken (58 Seiten). Den Abschluß
bilden die Schlußbetrachtungen (12 Seiten) z.

B. zur Aus- und Weiterbildung, eine GIS-

Produktstudie - von Adalin bis Tigris - und ein
Glossar (15 Seiten).

Der jetzt vorliegende Band 2 von Prof. Dr.

Ralf Bill, Leiter des lnstituts f ür Geodäsie und
Geoinformatik an der Universität Rostock,

behandelt die Anwendungen von GIS:

1. ,Grundlagen der Datenanalyse'(98 Seiten)
mit geometrisch-topologischen, statistischen
und Mengen-Methoden .2.,,Gängige Analyse-

module" (50 Seiten) mit Flächen-

verschneidung, Netzwerkanalysen, DGM, kar-

tographischem Modellieren und system-

analytischen Ansätzen. 3.,,Präsentation raum-

bezogener Daten " (82Seiten) mit interaktiver
G ra ph i k, G ru nd lagen der Ka rten netzentwü rfe,

graphischen und nichtgraphischen Ausgabe-

formen und digitalem Datenaustausch. Das 4.

Kapitel ,,Anwendungen von GIS' (86 Seiten)

hat die Abschnitte Land-, Raum-, Umwelt-,
Netz- und Fach-lnformationssysteme. Das letz-

te (5.) Kapitel ,,Neue Entwicklungen" (70 Sei-

ten) widmet sich den objektorientierten Da-

tenbanken, Multimedia-G15, der Kunstlichen

lntelligenz und deren Einfluß auf Geo-lnfor-
mationssysteme.

Auch dieser Band soll eine interdisziplinä-
re und internationale Betrachtungsweise so-

wie eine graphische Aufarbeitung des Themas
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vermitteln. Zahlreiche Beispiele und Aufga-
ben mit Lösungen ermöglichen die eigenstän-
dige Umsetzung des Stoffes.

Bei der Verwendung dieses Bandes im Be-

reich des Vermessungswesens wird man für
Lösungen z. B. der geeignetsten ,,Präsentati-
on" sicherlich auf Original-Werke wie ,Karto-
graphie" von Hake/Grünreich zurückgreifen.

Das Lehrbuch ist gedacht als ein
Grundlagenwerk für Studierende, Praktiker
und Wissenschaftler in den Bereichen Vermes-
sungswesen, Geographie, Ökologie, Planung,
Sozialwissenschaften und I nformatik.

Bücher uber GIS (Monographien wie Lehr-
l1andbucher) müssen wegen der rasanten
Entwicklung in dieser Disziplin einerseits
schnellgeschrieben und andererseits auch re-

gelmäßig fortgeführt werden (Band 1: 1991;

1994). Vielleicht könnte man sich wegen der
notwendigen Neuauf lagen für eine preisgün-
stigere Paperback-Ausgabe entscheiden. Der
gestellten Aufgabe und den Wünschen der o.

a. Zielgruppe wird das Grundlagenwerk voll
gerecht.

W. Tegeler, Lüneburg



Schweizerische Gesellschaft für Photogrammetrie, Bildanalyse und Fernerkundung (Hrsg.):

Photogrammetrie in der Schweiz - Geschichte - Entwicklung

Herbst 1996. 152 Seiten. 98 Abbildungen. 8 Farbtafeln.
2spaltig. DIN A4. DM 48,00. (Dümmlerbuch 7872).

Welche herausragende Rolle die schwei-
zerische Vermessungstechnik und Kartogra-
phie in derVergangenheit gespielt hat, dürfte
in der geodätischen Fachwelt allgemein be-
kannt sein. Umso mehr verwundert es, daß bis
heute noch keine Dokumentation erschienen
war, die ausführlich die Bedeutung der Photo-
grammetrie, ihre methodische Entwicklung
und ihre Anwendung als Vermessungs-
methode gewürdigt hätte. Das Schließen die-
ser mehr als überfälligen Lücke ist nun mit
dem vorliegenden Buch, das über einen Zeit-
raum von 25 )ahren aus dem Zusammentra-
gen vieler, mehr oder weniger bekannter hi-
storischer Einzelheiten entstanden ist, in ein-
drucksvoller Weise gelungen.

Der Leser findet eine ausgezeichnet ge-
sta ltete, ffi it zah I reichen Abbi I d u ngen a nspre-
chend illustrierte und systematisch geglieder-
te Abhandlung vor. An der Bearbeitung der
einzelnen Abschnitte haben sich als Mitglie-
der der vom Herausgeber eingesetzten Ar-
beitsgruppe,,Geschichte der Photogramme-
trie in der Schweiz" namhafte Schweizer Wis-
senschaftler, lngenieure und lnstrumenten-
bauer beteiligt, die selbst erheblich zur fort-
schrittlichen Entwicklung der Photogramme-
trie beigetragen haben.

Der 1. Abschnitt von insgesamt 16 Ab-
schnitten des Buches befaßt sich naturgemäß
mit den Anfängen der Photogrammetrie. Erst
ab ca. 1850 etablierte sich die neue Wissen-
schaft der Photogrammetrie aus der Vereini-
gung der bis dahin unabhängig voneinander
entwickelten Optik, Photographie und Per-
spektive. Mit der Erfindung des Stereo-
autographen im Jahre 1908 war die Grundla-
ge für die heutige, moderne Photogramme-
trie gelegt.

!m dann folgenden, mit Abstand umfang-
reichsten Kapite! wird der photogrammetri-
sche lnstrumentenbau in der Schweiz abge-
handelt. Besonders ausführlich wird auf die
nach dem 1. Weltkrieg gegründete und mit
Anfangsschwierigkeiten zu kämpfende
Heerbrugger Firma Wild eingegangen. An-
schließend wird die Expansionsperiode, die
nach dem 2. Weltkrieg eingesetzt und in der
erstmals mit dem Bau von konkurrierenden
lnstrumenten durch die alteingesessene Firma
Kern aus Aarau begonnen wird, sowie die
stürmische Entwicklung bis 1950 beschrieben.
Die weitere, detaillierte Darstellung der stän-
dig verbesserten Gerätetypen gliedert sich in
Anlehnung an den 4-)ahres-Turnus der lnter-
nationalen Kongresse.

Nach den kurzen Überblicken über die in
der Schweizim Dienste der Photogrammetrie
eingesetzten Flugzeuge und über die an
Schwe i zer H ochsch u I en verfa ßte n D issertati o-
nen photogrammetrischen Inhalts wird im 5.

fbschnitt aufgezeigt, wie die neue Technik
der Photogrammetrie auf die vielfältigen Auf-
gaben im schweizerischen Vermessungswe-
sen angewendet werden konnte. Neben den
Einzelbildauswertungen für die Landes-
topographie und dem Einsatz der terrestri-
schen Photogrammetrie, deren Eignung auch
für nicht im Vermessungswesen gelegene Spe-
zialaufgaben eindrucksvoll belegt wird, folgt
die ausführliche Präsentation der Nutzung von
Luftbild-Aufnahmen für die Grundbuch-
vermessung in ihrer historischen Entwicklung.
Mit einem kurzen Streifzug über die in der
Schwei z durch gefü h rten photo-geol og ischen
Arbeiten wird dieser Abschnitt beendet.

lm nächsten Kapitel wird der Leser über
die photogrammetrische Bearbeitung von
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Grundbuchplänen informiert, die in den Kan-
tonen Ticino in italienisch verfaßt und
Graubünden durchgeführt wurden. Weiter-
hin werden die Beiträge der Schweiz inner-
halb der OEEPE aufgeführt, von denen auch
der 1982 unter Mitwirkung des Niedersächsi-
schen Landesverwa ltungsamtes durchgeführ-
te Emulsionstest für das großmaßstäbig auf-
genommene Versuchsgebiet Steinwedel in der
Nähe Hannovers nicht unerwähnt bleibt.

Nach der Beschreibung über die Auswir-
kungen der Photogrammetrie auf die karto-
g ra ph ische Gelä ndeda rste I I u n g verm ittelt der
Abschnitt über die Ausbildung, wie beschwer-
Iich der Weg zu einer systematischen Lehre
der photogrammetrischen Theorie und Praxis
war und der letztendlich zur Gründung der
Schweizerischen Sch u le fü r Photog ra m metrie-
Operateure führte. Die Beiträge über die
Schweizerische Gesellschaft f ür Photogramm-
metrie und deren Beziehungen zur lnterna-
tionalen Gesellschaft für Photogrammetrie
und Fernerkundun§f, ein umfangreicher An-
hang mit den Erläuterungen der wichtigsten
photogrammetrischen Begriffe, d ie ausf ührli-
chen Literatur-, Personen- und Sachverzeich-
nisse, sowie ein drucktechnisch ansprechen-
der Farbkartenteil beschließen das Werk.

Leider endet die Beschreibung der techni-
schen Fortschritte der Photogrammetrie un-
gefähr mit dem Jahr 1980. Das bedeutet nicht,
daß in der Schweiz ab 1980 keine Photogram-
metrie mehr betrieben wurde. Dieser Zeit'
punkt stellt vielmehr eine Zäsur dar, da er

ungefähr mit dem Bau der letzten mechani-
schen Auswertegeräte zusammenfällt. Seit-
her haben Elektronik und Datenverarbeitung
Einzug in den lnstrumentenbau gehalten:eine
Entwicklung, die heute kaum mehr zu über-
blicken und noch lange nicht abgeschlossen
ist. Das wirkliche Ausmaß und die nicht abzu-
sehenden Auswirkungen dieser neuen Tech-
nik lassen sich deshalb erst in einem späteren
Ruckblick historisch angemessen würdigen.

lnsofern schmälert die Begrenzung auf die
Zeit vor dem Aufkommen der digitalen Photo-
grammetrie keineswegs den Wert dieses her-
vorragend gelungenen, teilweise spannend
geschriebenen Buches. Es kann somit unein-
geschränkt atl denen, die an einem vertieften
Stud iu m der gesch ichtlichen Wu rzeln der Pho-
togrammetrie interessiert sind, die ihre Zunei-
gung zu der wissenschaftlichen Kunst ,,Rech-
nungen zu vermeiden" noch nicht verloren
haben und die deshalb gern den recht beein-
druckenden E ntwickl u ngsweg der photog ra m-
metrischen Verfahren und Gerätekonstruk-
tionen nachvollziehen möchten, als Lektüre
wärmstens empfohlen werden.

Jürgen Geßler
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